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Nur noch kurze Zeit trennt uns von
der Bundestagswahl am 27.09.2009.

Landauf, landab ist seit Wochen zu lesen: Die Wahl ist längst
entschieden. Doch wer kann das mit Bestimmtheit sagen?
Meinungsumfragen sind keine Wahlergebnisse! Nur eines ist
sicher, und das wird die Wahl ganz wesentlich mitentscheiden:
Wenn viele Ältere zur Wahl gehen, die aufgrund ihrer Lebens-
und Berufserfahrung zu unterscheiden wissen, wer etwas von
der Politik versteht und wer nicht, dann hat die CDU die gro-
ße Chance, wieder eine von ihr mit Angela Merkel als Bundes-
kanzlerin an der Spitze geführte Bundesregierung zu stellen,
die dieses Land gerade in der Krise so bitter nötig hat. Wie
keine andere Partei verbindet die Union ihre Politik mit Zu-
verlässigkeit und Erfahrung, Kompetenz und Werteorientie-
rung, Tugenden, die unser Land in der Vergangenheit so er-
folgreich gemacht haben und die es zu erneuern gilt. Wer kann
es verantworten, dass Postkommunisten, ehemalige Stasispit-
zel, Vertreter der SED-Nachfolgepartei, die einen Teil unseres
Landes ruiniert und vielen Menschen großes Leid zugefügt
haben, gegebenenfalls in einer Koalition wieder mitentschei-
den können und abermals unübersehbaren Schaden anrich-
ten, mehr noch, unser Land in der freien Welt isolieren! Wir
wählen die Freiheit und keine Gängelei und schon gar keinen
Sozialismus, von dem die Welt aus guten Gründen die Nase
gestrichen voll hat.
Im Klartext heißt das: In der letzten Runde des Wahlkampfes
müssen wir noch einmal unseren Einsatz erhöhen, müssen den
Menschen vor Ort sagen, was die Union will. Politische Stu-
benhockerei ist fehl am Platz. In schwierigen Zeiten wollen
die Menschen persönlich angesprochen werden, sie verlangen
Verständnis für ihre Sorgen und zu Recht erwarten sie Ant-
worten auf ihre Fragen. So schaffen wir Vertrauen und Zustim-
mung. Gremienbeschlüsse mit schriftlichen programmatischen
Anweisungen helfen allein nicht weiter, man muss sie auch
persönlich vor dem Wähler vertreten. Und jammern und nölen
helfen schon gar nicht. Wer wählt eigentlich stets zum Ver-
druss und zur Meckerei neigende pessimistische und langwei-
lige Politiker, wenn man privat schon mit solchen Menschen
nichts zu tun haben will. Eitle und populistische Selbstdar-
steller, die wie die Rechts- und Linksradikalen politische In-
halte ausschließlich zur Erhöhung ihres Bekanntheitsgrades
verwenden, müssen wir widerlegen, ihnen aber auch nicht
durch unsere Reaktionen zu überflüssiger Publizität verhel-
fen. Deshalb, liebe Freundinnen und Freunde, gehen wir zu
den Infoständen und vertreten etwas heiterer und humorvol-
ler als der politische Gegner unsere Meinung. Die Bürger schät-
zen Selbstvertrauen und Offenheit. Überheblichkeit und Bes-
serwisserei sind unsere Sache nicht.
In bald 100 Einsätzen in den vergangenen Monaten vor Ort
habe ich mit großer Freude erlebt, wie sich unsere Freundin-
nen und Freunde in den Stadt- und Kreisverbänden engagier-

ten. Es war beeindruckend, mit wie viel Herzblut sie ihre eh-
renamtliche Arbeit für den Erfolg unserer CDU einsetzten.
Mehr noch war es ein Erlebnis, wie die alten Tugenden einer
kämpferischen Union wieder wach wurden. Die Menschen er-
fuhren: Diese Partei hat Kraft und beweist Mut, ein jeder gibt
sich Mühe, zu überzeugen und für seine Ansicht zu werben.
Vor allem aber ist es ein nicht zu überbietender Glücksfall,
dass sich die Freundinnen und Freunde der Senioren-Union
gemeinsam mit den vielen fröhlichen jungen Menschen aus
der Jungen Union den Wählern präsentieren, deren frische und
sympathische Gesichter die Bürger, vor allem die Älteren auf-
muntern. Die Menschen erleben eine CDU als Union der Gene-
rationen in der Realität gemeinsamer Aktionen, die gegensei-
tige Solidarität und Verantwortung der Alten für die Jungen
und der Jungen für die Alten deutlich machen. So wie die
Jungen in unserer Partei die Lebensleistung unserer Genera-
tion anerkennen, so treten wir Ältere für eine Politik ein, die
den nachwachsenden Generationen die Freiräume lässt, die
sie zu ihrer Entfaltung brauchen. Das verspricht Hoffnung für
die Zukunft. Die Menschen spüren das. Alt und Jung, Senio-
ren-Union und Junge Union gemeinsam sind ein Riesenerfolg
und werden ein Erfolg bleiben. Die CDU kann stolz sein auf die
Senioren-Union überall in den deutschen Landen, und sie
kann sich auf sie verlassen! Also, liebe Freundinnen und
Freunde, noch mal kräftig in die Hände gespuckt für den Er-
folg am 27. September 2009. Wir werden es schaffen!

Prof. Dr. Otto Wulff
Bundesvorsitzender der Senioren-Union der CDU Deutschlands

Die Kanzlerin ist eine Freundin der Senioren. Hier wird
Angela Merkel begeistert von der Bundesdelegiertenver-
sammlung in Wiesbaden gefeiert.
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Souverän: Herr Minister, Sie kamen mit-
ten in der aktuellen Wirtschafts- und
Finanzkrise ins Amt. Wie war Ihre dama-
lige Einschätzung der Lage, wie ist die
heutige?
zu Guttenberg: Ich habe mein Amt zu
einem Zeitpunkt angetreten, als die
deutsche Wirtschaft durch die Abschwä-
chung der Weltkonjunktur und die Ver-
zerrungen an den Finanzmärkten schwer
angeschlagen war. Mittlerweile macht
sich das schnelle und entschlossene
Handeln der Bundesregierung bemerk-
bar. Die Lage an den Finanzmärkten hat
sich an einigen Stellen merklich ent-
spannt. Auch die Maßnahmen aus den
Konjunkturpaketen beginnen positiv zu
wirken. So lassen sich derzeit Ansätze
für eine Stabilisierung der wirtschaftli-
chen Entwicklung erkennen.

Der Bürger hat den Eindruck, unter dem
Druck der Krise spiele Geld keine Rolle

mehr, denn es wurden Milliardenhilfen
für Banken, Opel oder Quelle organisiert.
War dies nach Ihrer Einschätzung Not-
hilfe ohne Alternative oder eher doch ein
ordnungspolitischer Sündenfall?
Die Verwerfungen an den internationalen
Finanzmärkten und der Einbruch der
globalen Nachfrage haben Deutschland
als Exportnation in eine besonders
schwierige Lage versetzt. In dieser Situ-
ation musste die Bundesregierung Maß-
nahmen ergreifen, die in wirtschaftli-
chen Normallagen undenkbar gewesen
wären. Ich stehe aber entschieden dafür
ein, dass unsere ordnungspolitischen
Leitplanken aufrechterhalten bleiben.
Der Staat ist nicht der bessere Unterneh-
mer. Es ist allgemein bekannt, dass Un-
ternehmen nicht mit Steuergeldern dau-
erhaft erfolgreich geführt werden kön-
nen. Bei direkten staatlichen Eingriffen
laufen wir Gefahr, dass wesentliche An-
reizmechanismen wie die Haftung für

unternehmerische Entscheidungen au-
ßer Kraft gesetzt werden. Außerdem
kann politischer Einfluss auf Unterneh-
men zu Fehlentscheidungen zulasten
der Steuerzahler führen. Deshalb wird
die Notwendigkeit und Zulässigkeit je-
der staatlichen Hilfeleistung sorgfältig
und kritisch geprüft.

Mittelstandsorganisationen und Hand-
werk kritisieren Staatshilfen für Groß-
unternehmen unisono als Wettbewerbs-
verzerrung. Sie haben jetzt das sog.
Aufstockermodell durchgesetzt, d.h. der
Bund springt Unternehmen mit Bürg-
schaften für drohende Zahlungsausfälle
zur Seite, wenn die Versicherer dazu
nicht bereit sind. Eine kleine Wiedergut-
machung am Mittelstand?
Mittelständische Unternehmen partizi-
pieren bereits an einer Reihe von neuen
bzw. erweiterten Hilfsprogrammen, die
die Bundesregierung im Rahmen ihrer

POLITIK UND GESELLSCHAFT

Karl-Theodor zu Guttenberg:

„Der Staat ist nicht der
bessere Unternehmer“

Die Talsohle scheint
durchschritten, seit dem
2. Quartal 2009 wächst
die Wirtschaft wieder.
Einige Ökonomen haben
sogleich das Ende der
Rezession ausgerufen.
Also alles wieder bestens?
Souverän sprach mit
Bundeswirtschaftsminister
Dr. Karl-Theodor Freiherr
zu Guttenberg.
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beiden Konjunkturpakete auferlegt hat.
Das KfW-Sonderprogramm und die Bürg-
schaftsangebote der Bürgschaftsbanken
sowie der Länder mit Beteiligung des
Bundes sind nur einige Beispiele dafür.
Darüber hinaus wird das KfW-Sonderpro-
gramm für banken- und herstellerunab-
hängige Leasinggesellschaften geöffnet.
Im Kreditversicherungsbereich wird der-
zeit das so genannte „Aufstockungsmo-
dell“ (Top-Up-Modell) ausgestaltet. Es ist
geplant, dass der Staat den Teil des For-
derungsausfallrisikos übernimmt, den
private Kreditversicherer nicht mehr ab-
decken. Das Modell soll möglichst bald
dem Lenkungsausschuss zur abschlie-
ßenden Entscheidung vorgelegt werden.

Viele Unternehmen beklagen massive
Finanzierungsschwierigkeiten, weil die
Banken trotz Staatshilfen die Zinssen-
kungen der Zentralbanken nicht an den
Endkunden weitergäben, sondern der
eigenen Risikovorsorge zugute kommen
ließen. Ist das auch Ihr Eindruck? Und
läuft das Banken-Business schon wieder
„as usual“, sprich mit den gleichen Stra-
tegien und Finanzprodukten wie vor der
Krise?
Von einem „business as usual“ im Ban-
kengeschäft kann meiner Einschätzung
nach nicht die Rede sein. Umfragen bele-
gen, dass exportorientierte Unternehmen
und Unternehmen aus wirtschaftlich
angeschlagenen Branchen Kredite nur zu
verschärften Bedingungen erhalten. Un-
ternehmer sind aber auf Kredite angewie-
sen. Die Banken verhalten sich derzeit
allerdings überwiegend marktgerecht.
Das heißt, ihnen steht zwar genügend
günstige Liquidität zu Verfügung, sie wä-
gen jedoch stärker die Risiken ihrer Ge-
schäfte ab. Einerseits ist das gut so, denn
die Banken sollen die Verantwortung
für ihre Geschäfte übernehmen. Wir wol-
len vermeiden, dass der Steuerzahler er-
neut für die Verluste aus zu riskanten
Geschäften einstehen muss. Andererseits
darf die Kreditversorgung für Unterneh-
men nicht leiden und sie von möglichen
Investitionen abhalten. Für die Banken
gilt, das richtige Mittelmaß zwischen ei-
ner angemessenen Risikoabwägung und
einer ausreichenden Kreditversorgung zu
finden.

Es sind etliche Steuermilliarden in die
Rettungsaktionen für Banken geflossen.

Vor diesem Hintergrund stößt in weiten
Teilen der Gesellschaft auf Unverständ-
nis, dass die Misswirtschaft im Banken-
und Finanzsektor bislang kaum erkenn-
bare Konsequenzen hat. Appelle an ein
gemeinwohlorientiertes Verhalten wer-
den ja wohl nicht ausreichen ...
Bei Appellen haben wir es ja auch keines-
wegs belassen. So hat die Bundesregie-
rung im Juni beispielsweise das Gesetz
zur Angemessenheit der Vorstandsvergü-
tung verabschiedet. Dieses Gesetz ist nur
eine von vielen Reaktionen auf die Fi-
nanzmarktkrise und ihre Ursachen. Durch
Änderungen im Aktiengesetz werden An-
reize für eine Vergütungsstruktur ge-
stärkt, die auf die nachhaltige Unterneh-
mensentwicklung ausgerichtet ist. Das
Gesetz reagiert so auf die Fehlanreize
kurzfristig ausgerichteter Vergütungsin-
strumente, die maßgeblich dazu beige-
tragen haben, die Finanzmarktkrise in
dem vorliegenden Ausmaß hervorzuru-
fen. Weiterhin hat die Bundesregierung
mit dem Gesetz zur Stärkung der Finanz-
markt- und der Versicherungsaufsicht die
präventiven Machtbefugnisse der Finanz-
aufsicht gestärkt. So kann die Aufsicht
künftig leichter höhere Eigenmittel ver-
langen und Eigenkapitalkennziffern her-
aufsetzen. Auch die EU hat bereits viele
Maßnahmen beschlossen, die zu einer
stärkeren Aufsicht und Verantwortung
der Banken führen werden.

Das Wirtschaftsministerium musste zu
Beginn der Kanzlerschaft von Gerhard
Schröder Weisungskompetenzen und die

Grundsatzabteilung an das Finanzminis-
terium abgeben. Sollte das Wirtschafts-
ministerium nicht künftig wieder ge-
stärkt werden? Hätten Sie sich schon in
den vergangenen Wochen und Monaten
mehr Handlungsoptionen für Ihr Minis-
terium gewünscht?
Ein starkes Wirtschaftsministerium ist in
jedem Fall von Vorteil. Welche Hand-
lungsoptionen man hat, hängt aber oft
mehr von externen Umständen ab als von
formalen Kompetenzen. Für mich als
Bundeswirtschaftsminister kommt es da-
rauf an, die mir zur Verfügung stehenden
Instrumente und Handlungsmöglichkei-
ten in jeder Situation bestmöglich einzu-
setzen. Dabei geht es vor allem darum, im
Interesse unserer Bürger eine verantwor-
tungsvolle wachstumsorientierte Wirt-
schaftspolitik zu betreiben. Dazu gehört
auch, eine fundierte Meinung konse-
quent zu vertreten, wenn in bestimmten
Fällen Entscheidungen drohen, die nach
einer sorgfältigen Abwägung eindeutig
gegen wirtschaftspolitische Grundsätze
verstoßen.

Während das Wirtschaftsministerium
Förderprogramme für den Mittelstand
auflegt, lässt sich der Finanzminister
immer wieder neue Verschärfungen des
Steuerrechts einfallen, die gerade mit-
telständische Unternehmen oder Freibe-
rufler empfindlich treffen, wie etwa die
sog. Zinsschranke. Auch das spricht ei-
gentlich für eine Stärkung des Wirt-
schaftsministeriums ...?
Die Zinsschranke war eine der Regelun-
gen, um die Unternehmenssteuerreform
2008 zu finanzieren. Dadurch konnte der
Körperschaftsteuersatz von 25 Prozent
auf 15 Prozent gesenkt werden. Mittler-
weile hat sich gezeigt, dass einige dieser
Regeln die Wirtschaftskrise kurzfristig
verschärfen und das Wirtschaftswachs-
tum mittelfristig hemmen. Kurzfristig
wurde auch aufgrund meiner Initiative
die Zinsschranke gemildert. Mehr als die
Hälfte der Unternehmen, die vorher von
der Zinsschranke betroffen waren, fallen
nun nicht mehr unter diese Regelung.
Außerdem wurden die Bedingungen ver-
bessert, um steuerliche Verlustvorträge
bei der Übertragung von Kapitalgesell-
schaften zu übernehmen. In der nächs-
ten Legislaturperiode werden wir die Ge-
genfinanzierungselemente der Unterneh-
menssteuerreform noch einmal grund-
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Bundeswirtschaftsminister
Dr. Karl-Theodor

Freiherr zu Guttenberg
www.bmwi.de
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legend auf ihre wachstumshemmenden
Wirkungen überprüfen.

Einige Wirtschaftsforscher glauben,
dass Steuererhöhungen nach den Wah-
len der einzige Weg sei, um mit der ra-
sant steigenden Staatsverschuldung
fertig zu werden. Sind Sie der gleichen
Meinung?
Für die notwendige langfristige Konsoli-
dierung des Haushalts wird es darauf an-
kommen, schnell auf den Wachstumspfad
zurückzukehren. Dies erreichen wir nicht
durch Steuererhöhungen und eine damit
verbundene stärkere Belastung privater
Haushalte. Vielmehr müssen wir die Wei-
chen stellen für weitere steuerliche Ent-
lastungen von Unternehmen und Ver-
brauchern, wenn Spielraum dafür be-
steht. Erste Schritte enthalten bereits
unsere beiden Konjunkturpakete. Weitere
Schritte müssen folgen, soweit dies ver-
tretbar ist.

Apropos Staatsverschuldung: Viele Men-
schen im Lande fürchten in der Folge der
Finanz- und Wirtschaftskrise Inflation
und vielleicht gar Währungsreform. Die
Äußerungen ausländischer Staatsober-
häupter (z.B. Medwedjew und Sarkozy)
über die überfällige Ablösung des Dollar
als Weltleitwährung stärken solche Be-
fürchtungen, im Hintergrund würden
weitgehende finanzpolitische Maßnah-
men vorbereitet. Können Sie die Bürger
an dieser Stelle beruhigen?
Wir haben in Deutschland vor kurzem ei-
ne neue Schuldenregel mit Verfassungs-
rang beschlossen, die die Rückkehr zu
langfristig stabilen Staatsfinanzen klar
vorzeichnet. Der europäische Stabilitäts-
und Wachstumspakt sorgt zudem dafür,
dass die außergewöhnlich hohen Haus-

haltsdefizite rasch wieder abgebaut wer-
den, sobald die Krise überwunden ist. Die
EU-Kommission hat bereits Verfahren
eingeleitet, mit denen diese Rückkehr zu
normalen Verhältnissen überwacht wird.
Der Großteil der Hilfen, die zur Überwin-
dung der Krise gewährt werden, ist zeit-
lich befristet, so dass einige außerge-
wöhnliche Staatsausgaben vielfach schon
durch Zeitablauf entfallen. Zusammen
mit der Politik der Europäischen Zentral-
bank wird so die Stabilität des Euro gesi-
chert. Die Politik der Europäischen Zent-
ralbank hat sich bewährt – auch in der
Krise. Auch der US-Dollar hat sich in der
Krise stabil gezeigt. Er ist nach wie vor
die weltweit wichtigste Transaktionswäh-
rung. Die Währungsreserven der Staaten
werden zu einem großen Teil in US-Dollar
gehalten. Diese Fakten lassen sich nicht
einfach durch eine Verordnung ändern.
Vorschläge, den US-Dollar in seiner Rolle
als Leitwährung durch eine künstliche
Währung zu ersetzen, halte ich daher für
eher theoretisch.

Eine letzte Frage: Glauben Sie, dass Lud-
wig Erhard auch heute noch als wirt-
schaftspolitisches Vorbild taugt? Wür-
den seine Ermahnungen und Hinweise
im vielstimmigen politischen und medi-
alen Chor der heutigen Zeit überhaupt
noch durchdringen?
Die Ideen der Sozialen Marktwirtschaft,
die Ludwig Erhard politisch umgesetzt
hat, geben bis heute die beste ordnungs-
politische Orientierung. Die Erfahrungen
der Vergangenheit haben mehrfach be-
wiesen, dass der Staat nicht der bessere
Unternehmer ist, auch nicht in einer Kri-
se. Gleichzeitig ist sich der Staat aber
seiner Verantwortung bewusst, entspre-
chend der gesamtwirtschaftlichen Stabi-

lität zu handeln. Gerade jetzt, wo viele die
Rolle des Staates neu definieren wollen,
müssen wir die Grenzen des staatlichen
Handelns klar aufzeigen. Denn sobald
sich der Nebel der aktuellen Unsicherheit
wieder verzogen hat, werden wir erfah-
ren, wie wichtig es ist, die Aufgaben der
Politik strikt von den Aufgaben der
Marktakteure zu trennen. w
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Dr. Kristina Köhler (31), MdB,
Mitglied des Landesvorstands
der hessischen CDU:
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Rat kann und möchte
ich als Bundestagsab-
geordnete nicht
verzichten.”
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Seit dem Jahr 2000 ist der 1940 in Bad Grönenbach im Allgäu geborene Notker Wolf Abtprimas des Bene-
diktinerordens mit Sitz in Rom – und damit höchster Repräsentant von mehr als 800 Klöstern und Abtei-
en weltweit sowie Oberhaupt eines globalen „25.000-Mitarbeiter-Unternehmens“. Dr. phil. Notker Wolf
ließ sich als katholi- scher Geistlicher vom Zen-Buddhismus inspirieren und mischt sich im-

mer wieder mit Herz und Verstand in politische Debatten ein. Dabei
nimmt er kein Blatt vor den Mund. Der „unbequeme“ Mönch spielt in
einer Rockband leidenschaftlich E-Gitarre oder Querflöte.

Dr. Notker Wolf

Die Wirtschaftskrise rüttelt an unseren
ökonomischen Grundfesten. Und
doch halten viele Menschen diese

Krise für eine Art Spuk, der in einem Jahr
wieder vorbei sein wird – sie hoffen, und
das ist nur allzu menschlich, dass danach
wieder alles so sein wird wie vorher.
Doch ein Zurück in die vermeintlich „gu-
ten, alten Zeiten“ wird es nicht geben. Das
liegt nicht nur an den Folgen der derzeiti-
gen Finanzkrise. Neue, hungrige Spieler
am Weltmarkt, wie China, Korea oder die
Golfstaaten, sorgen für wirtschaftliche Ver-
änderungen rund um den Globus. Und wir,
die so genannten etablierten und satten
Länder, müssen lernen, unseren Wohlstand
mit den Menschen ärmerer Länder zu teilen
– wenn der Friede nicht ein fragiles Gut
bleiben soll.
Krisen in allen Variationen begleiten uns:
Von der Klima- über die Konsum- bis hin
zur Finanzkrise. Nicht zu vergessen: Die
Vertrauenskrise, deren Bewältigung mit
Sicherheit die größte Herausforderung in
den nächsten Jahren für uns alle darstellen

wird. Wem können wir
dennnochvertrau-
en, wenn wir erle-
ben, dass, wie
bei der jetzigen
Wirtschaftskrise,

finanzielle Konst-

ruktionen ohne Fundament in sich zusam-
menbrechen und als Folge traumatisierte
Menschen zurückbleiben, die teilweise so-
gar ihre Existenz verloren haben? Politi-
kern, Wissenschaftlern, Finanzanalysten?
Wohl kaum! Zu oft haben wir uns wie die
Lemminge verhalten, sind blind einem hin-
terhergelaufen, der uns die Maximierung
des Gewinns aus finanziellen Spekulatio-
nen oder unseres persönlichen Glücks ver-
sprochenhat.Undwurdenbitterenttäuscht
– als hätte niemand jemals vom Begriff des
Risikos gehört.
Die Freiheit, den eigenen Verstand einzu-
setzen, wurde eingetauscht gegen die
leichte Lust, der Natur ihren freien Lauf zu
lassen. Denn machen wir uns nichts vor:
Wir alle wollen von allem immer mehr, das
liegt in der Natur des Menschen. Dieser
Egoismus an sich ist nicht verwerflich –
wenn er denn nicht nur dem Einzelnen,
sondern auch allen anderen von Nutzen
ist. Gewinn kann schließlich viel Gutes
stiften, während Verlust aber in jedem Fall
schädlich ist.
Läuft dieser gesunde Egoismus und das
verantwortliche Streben nach Gewinn aber
aus dem Ruder und verwandelt sich in
Habsucht und Gier, dann kann nichts Se-
gensreiches dabei herauskommen. Nur,
wenn wir alle unsere biologischen Triebe
mit unserem Verstand in die richtigen Bah-

nen lenken, wenn wir im wahrsten Sinne
des Wortes „zur Vernunft“ kommen und
„Maß halten“ bei unserem Tun, dann kann
auf lange Sicht gesehen Positives für den
Einzelnen wie auch für die Allgemeinheit
entstehen.
Insofern handelt es sich auch jetzt nicht
um eine allgemeine System-Krise, der Ur-
sprung der Wirtschaftskrise ist auch nicht
in einem Mangel an Sachkompetenz be-
gründet. Es sind tatsächlich menschliche
Verhaltensfehler, die dahinterstecken. Und
auch nur hier kann das Übel an der Wurzel
gepackt werden. Das gilt für Wirtschafts-
bosse genauso wie für Gewerkschaftler, für
Finanzstrategen wie für private Anleger.
Und natürlich für Politiker, da sie ja letzt-
lich diejenigen sind, die das politische
Umfeld schaffen, in dem wir alle leben, und
sie es auch sind, die den Staat zum Wohle
seiner Bürger im Zaum halten sollen.
Keine Frage: Krisen, wie die jetzige, zeigen
deutlich, dass die Zeit reif ist, das Erfolgs-
modell der sozialen Marktwirtschaft wei-
terzuentwickeln, unser Wirtschafts- und
Sozialsystem neu zu justieren. Wir müssen
uns neu orientieren. Aber in welche Rich-
tung? Das freie Unternehmertum ein-
schränken? Dem Staat mehr Macht geben
– wie es derzeit scheint? Der Staat wird es
jedenfalls nicht sein, der die Marktproble-
me löst – das zeigen schon die Erfahrungen

Die internationale Wirtschaftskrise ist nicht auf ein
Versagen des Systems an sich zurückzuführen, sondern
liegt vielmehr in Verhaltensfehlern des Menschen
begründet. Ein Plädoyer für mehr Mut zu Freiheit
und Wahrhaftigkeit von Abtprimas Dr. Notker Wolf.
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Seit dem Jahr 2000 ist der 1940 in Bad Grönenbach im Allgäu
diktinerordens mit Sitz in Rom – und damit höchster Repräs
en weltweit sowie Oberhaupt eines globalen „25.000-Mitar
ließ sich als katholi- scher Geistlicher vom Zen-

mer wieder mit Herz un
nimmt er kein Blatt vor
einer Rockband leidensch

Dr. Notker Wolf
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Das rechte Maß halten
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der Vergangenheit. Vielmehr wird ein om-
nipotenter Staat, der immer mehr Aufga-
ben an sich reißt und einen immer größe-
ren Einfluss auf alle Wirtschafts- und Le-
bensbereiche für sich reklamiert, langfris-
tig zu einem Moloch, der immer weitere
Krisen zu Lasten der Bürger heraufbe-
schwört. Und: Wer heute noch glaubt, dass
ein hochverschuldeter Staat in Zukunft
wieder mehr an seine Bürger und Unter-
nehmen zu verteilen hat, der irrt gewaltig.
Mehr Staat bedeutet ganz eindeutig, für
den Einzelnen stets auch weniger Freiheit
und mehr Abhängigkeit.
Wir als Gesellschaft brauchen aber nicht
den Betreuungsstaat, der schon „alles rich-
ten“ wird, der sich unermüdlich um die
persönliche Glücksmaximierung seiner
Bürger kümmern will, der uns mit seiner
Fürsorge schon fast den Atem nimmt. Wir
brauchen vielmehr selbstständig denkende
und handelnde Menschen, die auf ihren
gesunden Menschenverstand, ihr eigenes
Urteilsvermögen vertrauen und die aus
eigener Kraft ihr Glück aufbauen können.
Wir brauchen Führungspersönlichkeiten in
Unternehmen, die sich von ihrer Macht
nicht korrumpieren lassen, sondern sie
souverän und menschenfreundlich wahr-
nehmen. Wir brauchen Politiker mit Visio-
nen, die erkennen, dass Freiheit wichtiger
ist als Gleichmacherei.
Damit ist nicht gemeint, Abschied von der
Solidargemeinschaft zu nehmen. Auch in
Zukunft muss der Staat denjenigen helfen,
die aus eigener Kraft nicht mehr für sich
selbst sorgen können. Die Starken in einer
Gesellschaft müssen sich selbstverständ-
lich mitverantwortlich für die Schwachen
zeigen. Nur so funktioniert gesellschaftli-
che Entwicklung. Ein Staat, der auf der
Solidarität aller seiner Bürger beruht, ist
eine große Errungenschaft. Wenn diese

Solidarität so weit geht, allen möglichst
ähnliche Startchancen einzuräumen – um-
so besser. Aber die Leistungsträger zu
schwächen, um die Schwachen besserzu-
stellen, also im Prinzip die Gleichheit aller
förmlich von oben zu verordnen – das hat
nichts mit sozialer Gerechtigkeit zu tun.
Grundsätzlich sollte es in einer Demokratie
eine Gleichheit nur vor dem Gesetz geben,
aber keine Gleichheit durch das Gesetz.
Wer wirklich eine gerechtere Gesellschaft
will, in der Chancengleichheit für alle be-
steht, muss vielmehr den Wert der persön-
lichen Freiheit jedes Einzelnen hochhalten
und stärken – denn nur in einer freien
Gesellschaft können sich individuelle Ei-
genschaften zu ihrer Blüte entwickeln. Der
Mensch braucht Entscheidungsfreiheit,
Gestaltungsfreiheit, Entfaltungsfreiheit,
wenn er nach seinen Fähigkeiten und Mög-
lichkeiten, nach seinen Anlagen und Be-
gabungen leben – und über sich hinaus-
wachsen will. Nur motivierte und freie
Menschen können kreativ sein, und darauf
wird es künftig immer stärker ankommen.
Persönliche Freiheit ist aber ohne Verant-
wortung nicht zu haben. Dazu gehört ein
großes Maß an Wahrhaftigkeit. Es gibt zu
viele Menschen, auch in Vorstandsetagen,
die sich nicht mehr trauen, die Wahrheit
zu sagen – aus Angst um ihren Job. Es ge-
hört viel Rückgrat dazu, etwa in einer Run-
de hochbezahlter Manager aufzustehen
und zu sagen: „Halt, hier läuft etwas in die
falsche Richtung, da müssen wir gegen-
steuern.“ In einer solchen Situation kommt
es dann auf die gelebte Autorität im Unter-
nehmen an. Wie wird diese ausgeübt? Wird
Autorität zur Abwertung oder zur Aufwer-
tung eines Menschen benutzt? Von dieser
Frage hängt nicht nur das Arbeitsklima und
das menschliche Ansehen jedes Vorgesetz-
ten ab, sondern letztlich auch der wirt-

schaftliche Erfolg eines Unternehmens.
Welche Achtung wir dem Wert der Freiheit
– der eigenen wie der des Anderen – heute
entgegenbringen, entscheidet, in welcher
Gesellschaft wir morgen leben werden..
Denn Freiheit ist das größte Kapital, das
der Mensch mitbringt. w
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Im Grunde sind es drei Bausteine, die zur
Überwindung der Krise(n) notwendig sind:
1. Ein geläuterter Kapitalismus, der sich von

seinen maßlosen Renditevorstellungen
verabschiedet und sich auf ein realisti-
sches Werteniveau reduziert.

2. EinStaat, der sichzumWohle seinerBürger
zurückhält unddessenvornehmstesZiel es
ist, die persönliche Freiheit jedes Einzel-
nen zu garantieren. Ein Staat, der höchs-
ten Wert auf Bildung legt.

3. Selbstständig denkende Bürger, die auf
ihre eigenen Stärken vertrauen und sich
der so genannten „alten“ Tugenden wie
Tüchtigkeit, Redlichkeit, TreueundSelbst-
disziplin bedienen.

Das Wichtigste in Kürze

Jürgen Klimke ist Mitglied der
Senioren-Union, weil ...
„die Älteren immer jünger
werden und ich mich
endlich jung genug füh-
le, um mitzumachen.
Außerdem glaubt mir
sonst keiner, dass ich
schon 60 bin”

www.klimke-cdu.de

WILLKOMMEN
Jürgen Klimke MdB
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üh-
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Es sei kurz erinnert: Der Zusammen-
bruch des Finanzmarktsektors aus
dem amerikanischen Immobiliensek-

tor heraus führte zu einer extremen Ver-
trauenskrise innerhalb der Banken. Damit
brach vor allem der Interbankenmarkt,
also das Kreditgeschäft unter den Banken,
zusammen. Die Zentralbanken mussten
durch massive Liquidität, die in die Märk-
te gegeben wurde, die Finanzinstitute in
ihrer Zahlungsfähigkeit unterstützen.
Inwieweit nun die zusätzliche Liquidität
in den Märkten zu einer Inflationsgefahr
wird, hängt sehr von den konkreten Kanä-
len der Vergabe und den Intentionen der
Zentralbank ab. Der europäische Konsens,
keine Staatsschuld direkt zu finanzieren,
erlaubt es der Zentralbank, im Falle verbes-
serter Bedingungen relativ schnell Liqui-
dität aus dem Markt abzuschöpfen. Dieses
Einsammeln wird nur dann kritisch, wenn
massiver politischer Druck aufgebaut wird,
ein solches Einsammeln der Gelder zu ver-
hindern, um die vorgebliche „zarte Pflan-
ze Konjunkturaufschwung“ nicht zu ge-
fährden. Ganz anders stellt sich die Lage
in den angelsächsischen und einigen asi-
atischen Ländern. Letztlich erzeugt das
Begünstigen der Staatsverschuldung
durch die Zentralbank ein erhebliches Pro-
blem, wenn diese Papiere eines Tages in
den Markt zurückgegeben werden sollen,
um das Zuviel an Liquidität zurückzufüh-
ren, und die Werthaltigkeit des Staats bzw.
seines Finanzsystems nicht überzeugt.
Hohe Staatsverschuldung und Liquiditäts-
überhang können, wie dies historische
Beispiele nahelegen, am einfachsten

durch eine Anpassungsinflation abgebaut
werden – und hier liegt die Sorge vor allem
der Menschen, die dies historisch erfahren
mussten. Tatsächlich drücken bereits heu-
tige Zinsstrukturen eine künftig wachsen-
de Inflation aus. Allerdings müssen erst
die erheblichen Liquiditätsbestände, die
derzeit nur im Bankensektor existieren, in
die Realwirtschaft diffundieren. Gefahren
könnten vor allem von Kapazitätsengpäs-
sen drohen, wenn die Wirtschaftsleistung
sprunghaft anspringt, weil doch erhebli-
che Produktionskapazitäten in der Krise
abgebaut sind.
Wahrscheinlich wird sich in den kommen-
den Jahren eine maßvolle Inflation bei
einem Niveau von 3% bis 5% einpendeln,
wobei viel von der Entwicklung in den
Rohstoff-, insbesondere den Energiemärk-
ten abhängen wird. Denn diese sind zwar
Kostenfaktor der Wirtschaft und eine er-
hebliche Ausgabengröße der privaten
Haushalte. Zugleich aber ermöglichen es
genau diese Einnahmen den Erzeugerlän-
dern, deutsche Exportgüter nachzufragen
und somit den Wirtschaftsaufschwung
wieder in Gang zu setzen. Diese Umvertei-
lung der Binnen- in die Exportwirtschaft
war per Saldo für Deutschland immer posi-
tiv. Sie zeigt aber bereits deutlich, wie Kauf-
kraft ohne Inflation verloren gehen kann.

Wertverluste ohne Inflation
Offensichtlich existiert eine Vielzahl von
ökonomischen Wegen, ohne Inflation Ein-
kommen zu entwerten, so bei Immobilien-
vermögen, Lebensversicherungen und in
geringerem Maße klassischen Fondsinves-

titionen und Gelddepots, die für Ruhe-
ständler bisher attraktive Anlageformen
darstellten. In Deutschland hat es im Im-
mobilienbereich – ganz im Gegensatz zu
den angelsächsischen Ländern – in den
vergangenen Jahren kaum eine Vermö-
gensexpansion gegeben. Eher das Gegen-
teil ist der Fall. Hier findet man bereits
heute eine Situation, in der vor allem
Selbstständige bei der Finanzierung ihres
Altersruhestands aus Vermögen an Gren-
zen stoßen, weil Immobilen schwer zu
verkaufen sind und Mieten an vielen
Standorten der Preis- und Kostenentwick-
lung hinterherhinken. Das erinnert in
gewissem Umfang an die klassische
„Mackenroth-These“, dass aller Sozialauf-
wand aus der aktuellen Wirtschaftsleis-
tung bezahlt werden muss. Wenn diese
zurückgeht, dann geraten auch Kapital-
einkommen unter Druck. Dieser Entzug
kann sich dann besonders stark ent-
wickeln, wenn der Staat zum Aufrechter-
halten seiner gesetzlichen Verpflichtun-
gen zusätzliche Steuern erhebt oder Regu-
lierungen erlässt und damit private Kapi-
talrenditen direkt oder indirekt schmälert.
Die letzte Mehrwertsteuererhöhung traf
private Vermieter voll ebenso wie Mieter-
schutzregelungen. Analog haben Regelun-
gen zur Finanzierung der gesetzlichen
Rentenversicherung die Leistungsfähig-
keit vieler Betriebsrenten gemindert.
Das Sinken der Zinsen als Ausdruck ab-
nehmender Unwägbarkeiten in den neun-
ziger Jahren wurde weiter angeschoben
durch eine neue weltwirtschaftliche Ar-
beitsteilung: Die Konsumgüternachfrage

Staatsverschuldung:

Droht nach der Krise
eine Hyperinflation?
Als Folge der Finanzkrise werden die Staatsschulden allein in
den nächsten fünf Jahren um zusätzlich rund 300 Mrd. Euro
wachsen, was die Schuldenquote (als Anteil an der Wirt-
schaftsleistung) auf rund 86% erhöht. Viele fürchten deshalb
schon bald eine Hyperinflation oder gar Währungsreform.
Doch beides scheint extrem unwahrscheinlich.

POLITIK UND GESELLSCHAFT
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der westlichen Welt förderte die wirt-
schaftliche Expansion der Schwellenlän-
der und deren Investitionsbedarf, was
insbesondere auch Deutschland zugute
kam. Die begrenzte Absorptionsfähigkeit
der Länder, vor allem Chinas, bedeutet
aber auch, dass diese Einnahmen nicht im
eigenen Land für Investitionen eingesetzt
werden können. Sie fließen in internatio-
nale Finanzmärkte und diese Liquidität
wirkt zinssenkend. Das wiederum erleich-
terte vor allem in den USA den „Konsum
auf Pump“, und eigentlich hätte dieser
Geldüberhang inflationär wirken müssen.
Das aber geschah nicht, weil dem die er-
wähnten billigen Importgüter aus den
Schwellenländern, insbesondere China als
„industrielle Werkbank der Welt“ gegen-
überstanden, die im unteren „Undersel-
lingbereich“ niedrige Preise setzten. Letzt-
lich führte dies zum Sinken des Weltzins-
niveaus – ohne Inflationsgefahr – und
damit auch der Verzinsung von Festgeld-
anlagen oder Lebensversicherung (und
umgekehrt zur zyklischen Expansion der
Börsen)

Erheblicher Wertverlust
Die Finanzmarktkrise hat die Zinsen weiter
in die Nähe der Null-Linie verschoben mit
der Konsequenz, dass die Garantiezinsen
der Lebensversicherungen noch weiter
sanken. Damit ist heute hier ein nicht un-
erheblicher Wertverlust bzw. eine nur mar-
ginale Verzinsung zu beobachten, die be-
sonders solche Halter von Lebensversiche-
rungspolicen hart treffen dürften, die
diese genutzt haben, um Immobilienkre-

dite zu refinanzieren. Hier werden sich
Finanzierungslücken von zehn Prozent
und mehr aufbauen. Und da eine Zeit ohne
Inflation wohl zu Ende geht, dürfte sich
hier eine Schere öffnen, die individuell
erhebliche Härten auslösen kann.
Unter diesen Bedingungen wird sich die
Werthaltigkeit eigenen Vermögens oder
Einkommens nur noch bedingt über die
klassischen konservativen Anlagenstrate-
gien realisieren lassen. Der Kapitalmarkt
gewinnt eine neue Bedeutung, aber heute
unter völlig anderen Risikovorzeichen als
vor Jahren noch denkbar, weil so viel Scha-
den ausgelöst wurde. Inwieweit hier der
Einzelne sein Anlageverhalten direkt oder
über Fonds optimieren kann, ist derzeit
allerdings vor dem Hintergrund der zuneh-
menden Unsicherheit – auch beim Ver-
trauen, die „richtigen“ Anlagen empfohlen
zu bekommen – sehr fraglich. Auch hier
zeigt sich ein Dilemma.
Es wird praktisch von niemandem mehr
davon ausgegangen, dass sich die Abga-
benquote der Bundesrepublik Deutsch-
land, also das Verhältnis von Steuern und
Abgaben zu Wirtschaftsleistung, halten
lässt. Die zusätzlich aufgebauten Schulden
bedürfen ausgabenseitig einer besonderen
Haushaltsdisziplin und einnahmenseitig
eines erhöhten Zugriffs auf private Wirt-
schaftsleistung.
In der Diskussion sind derzeit vor allem
eine massive Mehrwertsteuererhöhung
und inzwischen auch neue Vermögens- und
erhöhte Grundsteuern. Die Mehrwertsteu-
er erscheint deshalb als problematisch,
weil siedieohnehin seit Jahren inDeutsch-
land wenig leistungsfähige Binnenwirt-
schaft trifft.UndobderkleineAufschwung
der letzten Monate Substanz hat, wenn
demnächst erste Anpassungen im Arbeits-
markt die Erwerbslosigkeit ansteigen las-
sen, ist zu bezweifeln. Wenn die Steuer
nicht überwälzt werden kann, geht sie zu
Lasten der Einkommen, auch der Gewinne,
was nicht nur Investitionen beschädigt
sondern an anderer Stelle Steuereinnah-
men vernichtet. Im schlimmsten Fall setzt
sie eine Lohn-Preis-Spirale in Gang.
Eine Vermögenssteuer oder eine verschärf-
te Erbschaftssteuer treibt mobiles Vermö-
gen aus dem Land, bei immobilem Vermö-
gen wirkt es schnell enteignungsähnlich.
Beide Fälle sind offensichtlich konjunk-
turell oder sozial schädlich. Es ist aber der
kommende Aufschwung, der von besonde-
rer Bedeutung ist, weil nur er die Steuer-

last lindert und die Schuldenquote bei
entsprechender Haushaltsdisziplin zu re-
lativieren vermag. Eine steuerliche Passfä-
higkeit ist offensichtlich nur schwer zu
erreichen: Denn der zügige Abbau der Ver-
schuldung ist eine Pflicht vor dem Hinter-
grund der Generationengerechtigkeit. Um
in den kommenden zehn Jahren die rund
300 Milliarden Euro an zusätzlicher Staats-
schuld abzubauen, ist das Mobilisieren zu-
sätzlicher staatlicher Einnahmen von rund
40 Milliarden Euro pro Jahr erforderlich.

Lastenausgleich durch Banken?
Analog zur Vorgehensweise nach dem 2.
Weltkrieg sollte geprüft werden, ob im
Rahmen eines Lastenausgleichs Vermögen
der Banken herangezogen werden, um Tei-
le der Staatsschuld zügig zu verringern,
sobald diese „saniert“ sind, was bereits
heute angesichts des sich beschleunigen-
den Bonus-Karussells am Horizont sicht-
bar wird. Eine derartige Lösung würde die
Verantwortlichkeit dort zuordnen, wo sie
zu verorten ist. Soziale Marktwirtschaft
wäre keine „Schönwetterethik“. Die Abga-
be könnte durch Bilanzkosmetik nicht
umgangen werden und wäre weitgehend
verzerrungsfrei für das Wirtschaftssystem.
Ein Überwälzen auf die Zinsen müsste al-
lerdings durch eine Erhöhung der Wettbe-
werbsintensität verhindert werden. Dann
würde es auch einem abschließenden Ziel
Genüge tun: leistungs-, verantwortungs-
und damit wirklich wettbewerbsorientier-
te Entlohnungen im Finanzmarkt durchzu-
setzen, in dem bereits jetzt wieder das
Gegenteil zu beobachten ist. w

Der Autor: Prof.
Dr. Ulrich Blum ist
Präsident des
Instituts für
Wirtschaftsforschung
Halle
Weitere Infos:
www.iwh-halle.de
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Ihre Meinung
Erleben wir zuviel Schwarzmalerei?
Bekommt die Politik die Staatsver-
schuldung in den Griff? Sind Steuerer-
höhungen unumgänglich? Schreiben
Sie uns: Souverän, Bundesgeschäfts-
stelle der Senioren-Union der CDU,
Klingelhöferstraße 8, 10785 Berlin.
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Souverän: Frau von der Leyen, Sie haben
im Juni den Bundesvorstand der Senio-
ren-Union besucht (Anm. der Red.:
siehe auch S. 34). Das Verhältnis zu den
Partei-Senioren scheint ausgesprochen
gut, haben Sie dort gute Verbündete für
Ihre politischen Ziele?
von der Leyen: Auch mich hat anfangs bei
den heiß diskutierten Projekten Eltern-
geld oder Kinderbetreuungsausbau über-
rascht, dass so viel Zuspruch gerade von
der älteren Generation kam. In den Ge-
sprächen mit diesen Parteimitgliedern
habe ich dann gelernt, dass dahinter viel
Lebenserfahrung und kluger Pragmatis-
mus steckte. Anders als die mittlere Gene-
ration hatten die Seniorinnen und Senio-
ren meist schon erwachsene Kinder, waren
sehr stolz auf die gute Ausbildung der
Töchter und deren erste Erfolge im Beruf.
Gleichzeitig wünschten sie sich Enkel und
sahen, welche Klimmzüge die Töchter und
Söhne anstellen müssen, um einen der
raren Kitaplätze zu ergattern.

Seit Jahren diskutieren wir in Politik
und Gesellschaft weit mehr die Risiken
als die Chancen der demografischen
Entwicklung. Sie halten mit Ihrer Initia-
tive „Alter schafft Neues“ ganz bewusst
dagegen?
Ich will ein positives Bild des Alters zeich-
nen. Auch weil wir bislang in der Öffent-
lichkeit von Senioren immer nur in zwei
Extremen diskutieren: Nämlich über Pfle-
gebedürftigkeit – oder über die Frage der
Rentenfinanzierung, Ältere auf Kreuzfahr-
ten und die Jungen, die dafür schuften

müssen. Wir vergessen dabei die Vielfalt
und Buntheit der Älteren zwischen diesen
Extremen. Wir brauchen ein ganz anderes
Bild des Lebensalters zwischen 55 und
über 100. Das sind Menschen, die agil und
aktiv sind, die viel Zeit haben und bereit
sind, uns davon etwas zu geben – wenn wir
sie lassen. Deswegen habe ich die Initiati-
ve „Alter schafft Neues“ gestartet.

Viele Menschen sorgen sich um die Pfle-
ge, weil in einer alternden Gesellschaft
die wachsende Zahl von Pflegefällen
sowohl die finanziellen als auch die
menschlichen Ressourcen überfordern
könnte. Wie steht es aus Ihrer Sicht um
die Zukunft der Pflege?
Die meisten älteren Menschen haben den
verständlichen Wunsch, so lange wie mög-
lich in der gewohnten Umgebung zu blei-
ben. Viele wollen ihre Eltern zu Hause
pflegen, haben aber große Probleme, das
mit ihrem Beruf zu vereinbaren, den sie ja
nicht einfach aufgeben können. Deshalb
müssen wir Familien, die pflegen wollen,
mehr bezahlbare Hilfe im Alltag bieten.
Wie zum Beispiel durch Tagesambulanzen,
Pflegedienste oder auch Ehrenamtliche.

Senioren sorgen sich auch um das Wohl-
ergehen der Enkel. Hier hört man mit-
unter den Vorwurf, Ihr Familienmodell
ginge in eine ähnliche Richtung wie die
Familienpolitik der ehemaligen DDR –
eine vom Staat subventionierte Familie,
die Teile der elterlichen Verantwortung
sehr frühzeitig an den Staat abtritt. Wie
begegnen Sie dieser Argumentation?

Das ist doch Unsinn. Der Staat muss dort
verlässlich helfen, wo der Einzelne oder die
Familie überfordert sind. Es geht nicht um
ein Gegeneinander von Staat und Familie,
sondern um ein eng verzahntes Miteinan-
der von Kita und Schule mit dem Eltern-
haus. Man muss nicht auf die DDR schau-
en,umzuerkennen,dassWestdeutschland
das Thema Vereinbarkeit von Beruf und
Familie lange viel zu zögerlich angegangen
ist. In Skandinavien und Frankreich gibt
es teils seit Jahrzehnten eine flächende-
ckende und qualitativ hochwertige Infra-
struktur für die Kinderbetreuung. Nach
allem, was man weiß, geht es den dort
zahlreicher geborenen Kindern nicht
schlechter als unseren. Das Statistische
Bundesamt hat jüngst veröffentlicht, dass
in Westdeutschland fast 30 Prozent aller
Akademikerinnen kinderlos bleiben. Das
sind Fakten, die mich nicht ruhen lassen.

Interview:

„Wir vergessen die
Vielfalt der Älteren“
Sie macht erfolgreich Politik für Jung und Alt. Und ist
dennoch mit dem Erreichten nicht zufrieden. In der
nächsten Legislaturperiode wird deshalb beispielsweise
das Thema Zeit für Fürsorge eine große Rolle spielen.
Acht Fragen an die Bundesministerin für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend, Ursula von der Leyen.
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Sie ist eine Frau, die politische Fragen beherzt
angeht und löst (!) – Ursula von der Leyen,
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frau-
en und Jugend. Die siebenfache Mutter
schloss ihr Medizinstudium 1987 mit der Ap-
probation zur Ärztin ab, war danach als Assis-
tenzärztin an einer Frauenklinik in Hannover
tätig und promovierte zum Dr. med. Sie ist seit
1990 Mitglied der CDU, seit 2004 Mitglied des
Präsidiums und seit November 2005 Bundes-
familienministerin. Zuvor war sie in Nieder-
sachsenLandesministerin für Soziales, Frauen,
Familien und Gesundheit. www.bmfsfj.de

Ursula von der Leyen



souverän 3|2009 17

Eine ausreichende Zahl von Krippen-
und Kindergartenplätzen sind das eine
Thema, die Betreuung und der Schutz
von Heranwachsenden das andere. Was
tut Ihr Ministerium, was tut die Bun-
desregierung speziell für Jugendliche,
beispielsweise deren berufliche und so-
ziale Integration?
Es ist richtig, dass wir es uns nicht leisten
können, auch nur einen einzigen jungen
Menschen auf der Verliererstraße zu las-
sen. Mein Ministerium setzt auf maßge-
schneiderte Hilfen für die Jugendlichen,
die bereits zu Beginn ihres Lebens am
Rand unserer Gesellschaft stehen und es
schwerer haben als Gleichaltrige. Hartnä-
ckigen Schulverweigerern stellen wir Be-
treuer zur Seite, die sie zum Schulab-
schluss lotsen. In Jugendmigrationsdiens-
ten unterstützen gut integrierte Migran-
tenkinder ehrenamtlich Altersgenossen,
die Schwierigkeiten mit dem Leben in
Deutschland haben. Das Programm, das
wir für diese Projekte ins Leben gerufen
haben, heißt „Jugend stärken“undverfügt
über einen Etat von mehr als einer halben
Milliarde Euro, den Bund, Kommunen und
die EU gemeinsam stemmen. Das ist sehr
viel Geld, aber ich bin überzeugt, dass hier
jeder Cent gut angelegt ist. Auf diese Ge-
nerationkommenenormeAufgabenzu, die
sie nur bewältigen kann, wenn wir ihr heu-
te das Rüstzeug dazu mitgeben.

Mehr finanzielle Hilfe für Familien, Ent-
lastung für arbeitende, allein erziehen-
de Mütter – diese Neuausrichtung der
Familienpolitik haben Sie mit viel Enga-
gement durchgesetzt. War das nur ein
Anfang, werden weitere Schritte folgen?
In der nächsten Legislaturperiode wird das
Thema Zeit für Fürsorge eine große Rolle
spielen. Gerade die mittlere Generation ist

häufig aufgerieben, weil sie Verantwor-
tung für das Familieneinkommen trägt,
aber natürlich auch für die Kinder und Äl-
teren da sein will. Was sie am dringendsten
braucht ist mehr Flexibilität im Alltag. Fa-
milienfreundliche Arbeitsstrukturen und
Instrumente wie das Teilelterngeld oder
die Pflegezeit sorgen für Luft. Aber auch
die ältere Generation kann Zeit geben. Wir
hatten noch nie so viele Ältere, die gut
ausgebildet und fit sind. Die meisten
möchten bis ins hohe Alter aktiv sein. Sie
wollen im Beruf bleiben, aber sie wollen
mit zunehmendem Alter auch mehr Zeit
für Kinder und Enkel, aber auch für Ange-
hörige haben, die Hilfe oder Pflege brau-
chen. Es kommt darauf an, wie wir das
Nebeneinander von Beruf und familiären
Wünschen und Pflichten gestalten. Die
Rahmenbedingungen müssen stimmen.
Das Vereinbarkeitsproblem stellt sich hier
genauso wie bei der mittleren Generation.

Warum gelingt es dem politischen Geg-
ner laut Umfragen immer wieder, gerade
in der Frage der sozialen Kompetenz zu
punkten? Die Union hat doch die Sozial-
politik der Republik über Jahrzehnte
hinweg in den Grundlagen geprägt ...
Das ist richtig. Und von dieser Leistung
zehrt unser Land auch heute noch. Die
Finanzkrise zeigt einmal mehr, dass wir auf
unsere oft zu Unrecht gescholtenen Sozi-
alsysteme stolz sein können. Die Folgen
der Krise haben die Bevölkerung anderer
Länder ungleich härter getroffen. Ich
glaube übrigens, dass die Formel links
gleich Sozialkompetenz nicht mehr gilt. Es
spricht doch Bände, dass eine Partei wie
die Linke nicht von der Krise profitieren
kann. Die Menschen spüren sehr genau,
dass wir neue Antworten für die Zukunft
finden müssen. Nur die Union mit ihren

beiden starken Flügeln hat die Kraft dazu.
Wenn wir über das C in der CDU reden,
welche Werte sehen Sie dann in erster
Linie durch Ihre Politik gestützt?
Werte wie Verantwortung, Verlässlichkeit
und Zeit geben, um für den Anderen da zu
sein sind urchristliche Tugenden. Ich will
neue Räume schaffen, in denen diese Wer-
te in einer modernen Welt weiter gelebt
werden können – und das ist wichtig: über
die Grenzen der eigenen Familie hinaus.
Das sind zum Beispiel die Mehrgeneratio-
nenhäuser oder die Freiwilligendienste
aller Generationen.
Frau von der Leyen, herzlichen Dank für
dieses Gespräch.
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Antje Blumenthal MdB
ist Mitglied der
Senioren-Union, weil ...
„... eine alternde Ge-
sellschaft eine starke
Vertretung braucht”

www.antje-blumenthal.de

WILLKOMMEN
Antje Blumenthal, MdB

..

enthal.de
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VERLAGSSONDERVERÖFFENTLICHUNG

KeinanderesLandbietet einvergleichbares
dichtes und attraktives öffentliches Ver-
kehrsnetz wie die Schweiz. Die Fahrpläne
von Bahn, Bus, Schiff und Bergbahnen
sind optimal aufeinander abgestimmt.
Genießen Sie die Highlights wie eine
Schifffahrt auf dem Vierwaldstättersee,
einen Städtebummel in Zürich oder Basel
oder eine Busfahrt entlang dem Lago
Maggiore.
Unter anderem bietet das Swiss Travel
System für Reisende aus Deutschland ein
Fahrscheinsystem an, mit dem man alle
Züge inkl. der Panoramabahnen und die
fahrplanmäßige Linienschifffahrt benut-
zen kann. Integriert in die Passangebote
sind der Museumspass für die Schweiz mit
über 450 teilnehmenden Museen und ein
50% Rabatt bei den meisten Berg-
bahnen.
Auch die Anreise in das Land der Uhren,
BergeundBahnen ist einfachundattraktiv.
Stündliche Züge der Deutschen Bahn
bringen Sie bequem aus allen Bundes-
ländern dorthin.

Glacier Express – ein Evergreen
Seit 1930 rollt dieser Expresszug von Ost
nach West, vom Berninamassiv zum Mat-
terhorn und verbindet die weltbekannten
Kurorte Davos/St. Moritz mit Zermatt –
und umgekehrt. Seit Sommer 2006 ver-
kehren völlig neue Glacier Express-
Kompositionen zwischen St. Moritz und
Davos nach Zermatt – und umgekehrt. Die
Züge fallen nicht nur wegen dem frisch/
frechen Außendesign auf; die markante

Komfortverbesserung und das neue Ver-
pflegungskonzept mit bewährter Frisch-
küche begeistern die Fahrgäste auf der
7½-stündigen Fahrt zwischen den Touris-
musmetropolen.

Von St. Moritz nach Thusis (rund 60 km)
durchfährtderGlacierExpressdasAlbulatal
- eine Teilstrecke der Rhätischen Bahn, im
Sommer 2008 von der UNESCO mit dem
Weltkulturerbestatus ausgezeichnet.

Bernina Express - der Gipfelstürmer
Nicht von Ungefähr hat das angesehene
amerikanische Reisemagazin National
Geographic Magazine den Bernina Express
als einen der weltweit schönsten Züge
erkoren. Die Fahrt führt von Chur (585
m.ü.M.) durch das wilde Albulatal ins
Oberengadin und weiter nach Ospizio

Bernina zum höchsten Punkt auf 2.253 m
ü. M. bis nach Poschiavo-Tirano (429 m ü.
M.!) und dauert rund vier Stunden. Sie
führt durch klimatische Extreme und
verbindet Kulturen und Sprachen. Schlag

auf Schlag folgen die Höhepunkte unter-
wegs: Verwirrende Kehrtunnels und
Schwindel erregende Viadukte im Albula-
tal, später auf dem Berninapass zum
Greifen nahe Gletscher, dies alles in
Panoramawagen. Auch die Strecke Bernina
ist seit 2008 auf der UNESCO Welterbe-
liste.

Mit der Bahn zur Bahn?
Wer bequemen „Anschluss“ an den Glacier
Express haben möchte, der fährt mit der
Bahn zur Bahn. Beispielsweise mit Ame-
ropa Reisen, dem führenden Veranstalter
für Bahnreisen in Deutschland. Dort findet
sich eine sehr große Auswahl an Bahn-
reisen, vor allem Erlebnisreisen. So auch
individuell planbare Zugreisen in die
eindrucksvolle Berg- und Gletscherwelt
von Davos und Zermatt. Sitzplatzreser-
vierungen im Bernina- und Glacier Express
sind dann auf Wunsch im Preis
inbegriffen.

Erfahren Sie
die Schweiz…

Weitere Informationen zur Schweiz
und den Panoramabahnen:
www.myswitzerland.com
www.rhb.ch
www.sbb.ch
Gratisnummer: 00800 100 200 30

Weitere Infos zur Anreise mit der Bahn:
www.bahn.de
www.ameropa.de
Beratung und Buchung natürlich auch im
Bahnhof oder im Reisebüro.
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Sind Christen, die zum Gebet für den
Frieden zusammenkommen, welt-
fremd? Um den Frieden zu beten,

sich so z. B. an Maria, die Mutter Jesu, zu
wenden, in der Hoffnung, dass dies tat-
sächlich wirksam zum Frieden in der Welt
beiträgt, das erscheint vielen Zeitgenos-
sen heute naiv und realitätsfremd. Friede,
das ist für viele allein das Ergebnis von
gerechten Wahlen, von fairer, zu Kompro-
missen bereiter Politik und vielleicht
auch von Einsätzen internationaler Frie-
denstruppen. Ist das Gebet dagegen nicht
einfach nur Ausdruck von Hilflosigkeit?
Wie manche sagen: „Da hilft nur noch
beten!“ und damit meinen: „Wir sind ohn-
mächtig, eigentlich können wir gar nichts
tun.“ Wer nicht an Gott glaubt, wer sein
Leben und die Geschichte der Menschheit
nicht von der weisen Güte Gottes getra-
gen weiß, für den ist das Gebet tatsäch-
lich überflüssig und bestenfalls verlorene
Zeit. Aber: Wer die Welt ohne Gott verste-
hen will, oder wer meint, Gott habe sich
nach der Schöpfung wie ein Rentner zu-
rückgezogen und mische sich nun nicht
mehr in die Ereignisse der Geschichte ein,
der muss sich von der Wirklichkeit eines
Besseren belehren lassen. Denn die spöt-
tische Frage des Diktators Stalin „Wie
viele Bataillone hat denn der Papst?“ ist
inzwischen durch die reale Geschichte
beantwortet:
Nach dem 2. Weltkrieg war Österreich be-

kanntlich von der Roten Armee besetzt.
Vor den Verhandlungen über die Zukunft
unseres Nachbarlandes sagte der damali-
ge sowjetische Außenminister Molotow
zu seinem österreichischen Amtskolle-
gen: „Herr Figl, machen Sie sich keine
Hoffnungen: was wir Russen einmal ha-
ben, das geben wir nicht mehr her!“ Figl
selbst und der damalige Bundeskanzler
Raab waren Mitglieder einer Gebetsge-
meinschaft im Geist von Fatima. Figl bat
daraufhin die Mitglieder dieser Gemein-
schaft: „Betet jetzt umso mehr!“ Und am
15. Mai 1955 kam Österreich frei! Der
Bundeskanzler des befreiten Landes er-
klärte öffentlich: „Später wird es einmal
heißen, die Politiker hätten das erreicht.
Aber das stimmt nicht: Die Gottesmutter
hat geholfen, dass wir den Staatsvertrag
bekommen haben.“
Bevor der deutsche Bundeskanzler Kon-
rad Adenauer im September 1955 nach
Moskau fuhr, unternahm er eine Wallfahrt
zum hl. Bruder Klaus von der Flüe und
ließ sich eine ganze Nacht in der Kirche
dort einschließen. Er bat einige Männer,
während seiner Moskaureise besonders
zu beten, denn es ging u.a. um die 10.000
deutschen Kriegsgefangenen, die noch in
der Sowjetunion waren. Anfangs erklärte
die dortige Regierung, es gebe keine
Kriegsgefangenen mehr. Am Ende kamen
alle frei. Auf die erstaunte Frage eines
engen Mitarbeiters, wie er das denn fer-

tiggebracht hatte, soll Adenauer wortlos
seinen Rosenkranz aus der Sakkotasche
gezogen haben.
Im Jahr 1999 war ich mit Kardinal Meis-
ner und 80 Priestern aus dem Erzbistum
Köln in Litauen. In der Hauptstadt Vilni-
us zeigte uns ein Priester, der während
der Sowjetherrschaft im Untergrundse-
minar ausgebildet worden war, den Ort
vor dem heutigen Parlament, wo er 1991
mit tausenden betender Menschen bei
der Erklärung der litauischen Unabhän-
gigkeit den heranrückenden Panzern des
sowjetischen Sonderkommandos gegen-
übergestanden hatte. Im Fernsehturm
von Vilnius hatte es bereits Todesopfer
gegeben, als dieser von russischen Trup-
pen eingenommen wurde. Die russischen
Offiziere hatten bereits den Schießbefehl
erhalten (die Funksprüche konnten von
den Litauern mitgehört werden), die
Priester gaben den Gläubigen in der Men-
ge vorsorglich die Generalabsolution.
Jetzt beteten tausende unbewaffnete Li-
tauer den Rosenkranz und sahen die Mi-
litärs auf sich zufahren. Und die Panzer
schossen nicht!
Noch ein letztes Beispiel: Am 1. März
2008 führten kolumbianische Streitkräf-
te einen Luftangriff gegen die marxisti-
schen Guerillakämpfer der FARC. Die At-
tacke fand im Grenzbereich zwischen
Kolumbien und Ecuador statt. Der Präsi-
dent von Ecuador beendete darauf die
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kakakanntlich von der Roten Armee besetzt.
VoVor den Verhandlungen über die Zukunft
unseres Nachbarlandes sagte der damali-
ge sowjetische Außenminister Molotow
zu seinem österreichischen Amtskolle-
gen: „Herr Figl, machen Sie sich keine
Hoffnungen: was wir Russen einmal ha-
ben, das geben wir nicht mehr her!“ Figl
selbst und der damaligige Bundeskanzler
Raab waren Mitglieder einer Gebetsge-
meinschaft im Geist von Fatima. Figl bat
daraufhin die Mitglieder dieser Gemein-
schaft: „Betet jetzt umso mehr!“ Und am
15. Mai 1955 kamam Österreich frei! Der
Bundeskanzler des befreiten Landes er-r-
klärte öffentlich: „Später wird eses eeininmamall
heißißenen, die Politiker hättenen ddasas eerrrreieichcht.t.
AbAberer das stimmtt ninichcht:t: DDieie GGotottetesmsmututteterr
hahatt gegehoholflfenen, dadassss wwir ddenen SStataatatsvsverertrtragag
bebekokommmmenen hhababenen.“.“
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seinen Rosenkranz aus deder Sakkotasaschchchcheeee
gezogen haben.
Im Jahr 1999 war ich mit Kardinanall MeMeisis-
ner und 80 PPriestern aus dem EErzrzbibiststumum
Köln in Litauen. In der Haupuptststatadtdt VVililnini-
us zeigte uns ein Prieststerer,, deder wäwährhrenendd
der Sowjetherrschaft iimm UnUntetergrgrurundndsese-
minar ausgebildett wowordrdenen wwarar,, dedenn OrOrtt
vor demm heutigigenen PPararlalamementnt,, wowo eerr 19199191
mit tausenendedenn bebetetendnderer MMenenscschehenn bebei
der Erklklärärunungg dederr lilitatauiuiscschehenn UnUnababhähän-n-
gigkgkeieitt dedenn heheraranrnrücückekendndenen PPananzezernrn ddeses
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Konrad Adenauer (1876-1967),Konrad Adenauer (1876-1967),
der erste deutsche Nachkriegs-
kanzler, vollbrachte im hohen

Alter noch große politische Leis-
tungen. Viel Kraft bezog er aus

dedededededededededededededededededem täglichen Rosenkranzgebet.

Beten – nur Ausdruck von Hilflosigkeit und
Ohnmacht? Markus Hofmann, Direktor des Colle-
gium Albertinum am Erzbischöflichen Theologen-
konvikt in Bonn, knüpfte diese Frage am 28. Juni
in Kevelaer in einer Predigt an Beispiele aus der
Politik. Hier Auszüge aus dieser Predigt.

Christliche Werte:

Wie der Glaube
politische Berge
versetzen kann
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diplomatischen Beziehungen. Auch der
marxistisch orientierte Präsident von Ve-
nezuela, Hugo Chavez, kündigte an, sich
an einer Militäroperation gegen Kolumbi-
en beteiligen zu wollen. In dieser Situa-
tion beteten alle Angestellten im Palast
des kolumbianischen Staatspräsidenten
Uribe den Rosenkranz. Zwei Tage später
schüttelten sich die drei Staatspräsiden-
ten völlig unerwartet die Hände und leg-
ten den Streit bei.
Der Friede betrifft aber nicht nur das Ver-
hältnis der verschiedenen Völker und
Staaten, sondern dieser Friede ist eigent-
lich erst das Ergebnis des Friedens auf
anderen Ebenen: des Friedens zwischen
Religionen und Konfessionen, des Frie-
dens in den Familien und zunächst des
Friedens im eigenen Herzen. Wer keinen
Frieden in der eigenen Seele hat, der
kann ihn auch nicht weitergeben und
wird schwerlich zum Friedensstifter für
andere werden. Darum ist der erste Schritt
zum Frieden nicht das Bemühen für die
Versöhnung anderer, sondern die wich-
tigste Grundlage für unseren Beitrag zum
Frieden ist unsere Versöhnung mit Gott.
Wer die Vergebung Gottes erbittet, der ist
auch bereit, dem Nächsten zu vergeben,
mit dem es vielleicht gerade Spannungen
gibt. Es kann durchaus schwerfallen, ei-
nem anderem zu vergeben, wenn es zu
einer schweren Verwundung oder auch zu
einem wiederholten Unrecht gekommen
ist. Wer dann merkt: Es fällt mir sehr
schwer zu vergeben, der ist ehrlich, aber
der sollte dabei nicht stehen bleiben. Ei-
ne Möglichkeit ist z.B., zu beten: „Maria,
hilf mir zu vergeben, wie Du unter dem
Kreuz vergeben hast!“
Maria hatte allen Grund, gegenüber den
Henkern Jesu verbittert zu sein. Das wä-
re doch mehr als verständlich gewesen.

Maria schaute aber tiefer: Sie ahnte zu-
mindest oder sie wusste bereits durch
ihre gute Kenntnis der hl. Schrift, dass
ihr Sohn, der völlig unschuldig war, am
Kreuz verblutete und qualvoll litt, weil er
die Sünden anderer durch seine Liebe
wiedergutmachen wollte: die Untreue des
Petrus und der anderen Apostel, die Sün-

den seines Volkes, die Vergehen der gan-
zen Menschheit, ja auch meine und Ihre
Sünden. Wir sind durch unsere Sünden
mitschuldig daran, dass Jesus so furcht-
bar litt und gestorben ist! Aber Maria
wendet sich nicht ab, sondern sie be-
kommt unmittelbar vor dem Tod Jesu den
Jünger, den er liebte, anvertraut: „Siehe,
das ist jetzt dein Sohn! Er steht hier, stell-
vertretend für alle anderen, auch für die,
die es nicht ausgehalten haben, bis unter
das Kreuz treu zu sein. Mutter: kümmere
dich um ihn! Lehre ihn zu vergeben, wie
Du vergibst, wie Du mich vergebend ster-
ben siehst: ‚Vater, vergib ihnen, denn sie
wissen nicht, was sie tun!’“
Und Maria hat ja gesagt! Maria hat dem
Hass, der Rache, der Bitterkeit keinen
Millimeter Raum in ihrem Herzen gege-
ben, sondern sie hat es ganz frei gehalten
für die Liebe ihres Sohnes. Sie hat ihre
eigene Liebe mit seiner Hingabe und
Barmherzigkeit vereint. Darum hat sie, so
sehr wie kein anderer Mensch, ein Inter-
esse daran, dass die Brüder und Schwes-
tern ihres Sohnes mit dem himmlischen
Vater und untereinander in Frieden le-
ben. Darum ruft sie auf zur Umkehr und
Buße. Wer ist in einer Familie mehr am
inneren Frieden interessiert als die Mut-
ter? Und wer kann ihn am besten wieder-
herstellen, wenn sich die Geschwister aus
Neid, wegen Missverständnissen oder aus
anderen Gründen zerstritten haben? ...
Aus all dem wird deutlich: um den Frie-
den beten, die Fürsprache Mariens erbit-
ten, das ist alles andere als naiv und welt-
fremd! Nein, das ist mit das Wichtigste,
was wir für den Frieden tun können: für
den Frieden im eigenen Herzen, für den
Frieden in unseren Familien, für den Frie-
den und die Einheit der Christen, für den
Frieden in der Menschheit. w

„Ich habe den mit der CDU
Unzufriedenen immer gesagt:
Droht nicht mit Austritt, son-
dern droht mit Eintritt und
wirkt dann für die wahren
christlichen Grundsätze.“

Erzbischof Dr. Johannes Dyba,
1929-2000
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FrFrieie
WeWerr didi
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„Eine Offensive für das Lebensrecht ist
überfällig. Unser Land muß wieder kinder-
und familienfreundlich werden, sonst wird

es keine lebenswerte Zukunft geben.“

(Johanna Gräfin von Westphalen,
CDL- Ehrenvorsitzende)

Wir fordern u.a.:

· Umfassende Aufklärung über das Leben vor der Geburt, die Grausamkeit
der Abtreibung und ihre Folgen für die Frauen

· Besseren Schutz und mehr Unterstützung für Mutter und Kind
· Intensivere Hilfen für Familien und Alleinerziehende
· Menschliche, medizinische und seelsorgliche Begleitung für unheilbar
Kranke und Sterbende

· Ausbau der Palliativmedizin und des Hospiznetzes
· Keine Tötung auf Verlangen und aktive Sterbehilfe (Euthanasie)
· Verbot der ‚verbrauchenden‘ Forschung an menschlichen Embryonen, des
Klonens und der Manipulation an der menschlichen Erbsubstanz

Interessieren Sie sich für diese lebenswichtigen Zukunftsfragen?
Wollen Sie dazu klar Profil bekennen?
Dann werden Sie jetzt Mitglied in der CDL!

Informationen erhalten Sie per Post oder unter www.cdl-online.de

Für den aktiven und konsequenten Schutz des Lebens vom Beginn
an bis zum natürlichen Tod.

Christdemokraten für das Leben e.V.
Initiative in der CDU/CSU
CDL-Bundesgeschäftstelle
Schlesienstr. 20 · 48167 Münster
Tel.: 0251/6285160 · Fax 0251/6285163
info@cdl-online.de
Spendenkonto: Sparkasse Meschede
Konto-Nr.: 2584, BLZ: 464 510 12
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Sie sindderzeitdasPolit-Duoschlecht-
hin, ihre Veranstaltungen haben fast
schon Kult-Charakter, das Echo in

Rundfunk und Tageszeitungen ist enorm.
Sage und schreibe 154 Anfragen haben
Prof. Dr. Otto Wulff (76), Bundesvorsitzen-
der der Senioren-Union, und Philipp Miß-
felder (29), Chef der Jungen Union, für
dieses Jahr schon erhalten, so manche
Showgröße würde sie darum beneiden.
Allein 60 Auftritte absolvieren Wulff und
Mißfelder in den Monaten vor der Bundes-
tagswahl im Rahmen der Wiederwahlkam-
pagne von Angela Merkel. Tausende von
Kilometern quer durchs ganze Bundesge-
biet – das nötigt Respekt ab auch vor der
physisch-konditionellen Leistung. Ob-
gleich die beiden in den Veranstaltungen
über so schwierige Themen wie Genera-
tionengerechtigkeit oder Chancen und
Probleme der demografischen Entwick-

lung diskutieren, macht der gemeinsame
Auftritt des Bundesvorsitzenden-Duos
deutlich, dass die Zusammenarbeit zwi-
schen älterer und jüngerer Generation in
keiner anderen Partei so gut funktioniert
wie in der CDU. Die CDU ist die Partei der
Generationengerechtigkeit. Seit vielen
Jahren schon arbeiten Senioren-Union
und Junge Union deshalb eng und ver-
trauensvoll zusammen, wenn es darum
geht, die gemeinsamen Ziele der „Union
der Generationen“ darzustellen.

„Union der Generationen“-Tour:

Ein starkes Duo auf Achse

Wulff/Mißfelder im Presseecho:

„Wenn Generationen an einem
Strang ziehen“ Südthüringer Zeitung

„Gerechtigkeitsdebatte unter
Apfelbäumen“ Wümme-Zeitung

„CDU strebt Union der
Generationen an“ Westfalen-Blatt

„Jung und Alt diskutieren über
die Zukunft“ Aachener Zeitung

„Alt und Jung auf Deutschland-
Tournee“ Salzgitter-Zeitung

„Menschen sollen wieder mehr
Kinder an der Hand als Hunde an
der Leine führen“ Neue Westfälische

AUS DER SENIOREN-UNION



souverän 3|20092626

EUROPÄISCHE SENIOREN-UNION (ESU)

Der Präsident der Europäischen Senioren-
Union, Dr. Bernhard Worms, zog kürzlich
in Brüssel vor Präsidium und Exekutivko-
mitee eine Bilanz der Wahlen zum Euro-
päischen Parlament. „So differenziert die
Ergebnisse im Einzelnen sein mögen, die
bürgerliche Mitte ist gestärkt aus den
Wahlen hervorgegangen. Mit ihrem Vo-
tum entschieden die Wähler – unter ih-
nen auffällig viele Senioren -, dass die
Fraktion der Europäischen Volkspartei
(EVP) die stärkste Kraft des Parlaments
bleibt und den Präsidenten stellt”, freute
sich der ESU-Chef. Er gratulierte den erst-
mals gewählten und wiedergewählten
Abgeordneten, die alle Mitgliedsverbände
der ESU zu ihren Verbündeten machen
sollten. „Wir brauchen sie, um unsere An-
liegen im Parlament zu vertreten; die
Abgeordneten brauchen uns in ihrem
Ringen um Rederecht vor den nationalen
Parlamenten.”
Nur im engen Kontakt mit ihren Wählern
aus allen Generationen werden die Mit-
glieder des Europaparlaments in Straß-
burg und Brüssel erfolgreich sein und
sich Europa erfolgreich weiter entwi-
ckeln, erklärte Worms. Es sei dringend
erforderlich, die zum Wohle Europas ge-
leistete Politik „überzeugender und
durchschaubarer” darzustellen. Wenn die

Bürger spürten, dass ihre vordringlichen
Aufgaben im Mittelpunkt stehen, werde
die jetzt spürbare Euroverdrossenheit ei-
nem überzeugten Engagement für das
vereinte Europa weichen. Trotz der insge-
samt enttäuschenden Wahlbeteiligung
von 43 Prozent der Stimmberechtigten
stimme froh, dass fast überall die ältere
Generation für eine christdemokratische
oder konservative Partei votierte.
Inzwischen hat Dr. Bernhard Worms dem
neu gewählten Präsidenten des Europa-
parlaments, Jerzy Buzek aus Polen, einen
Glückwunsch gesandt und ihm für seine
Tätigkeit Erfolg gewünscht. Die Europäi-
sche Senioren-Union werde - so Worms -
wie bisher unter seinem Vorgänger, Hans-
Gert Pöttering - ein zuverlässiger und
anspruchsvoller Partner des Parlaments
sein.
Das Bedürfnis nach geistiger Auseinan-
dersetzung ist groß, weiß Dr. Worms aus
zahlreichen Begegnungen. Die Vermitt-
lung von Werten, die Bewahrung der
Schöpfung, die Überwindung von Hunger
und Armut, allgemeiner Zugang zu Bil-
dung und Kultur - das seien die wichtigs-
ten Kriterien für zukunftsweisendes poli-
tisches Handeln. Ihnen wird sich auch die
Europäische Senioren-Union stellen.
Generalsekretärin Ingeborg Uhlenbrock

teilte den Führungsgremien mit, dass der
von der ESU erarbeitete Flyer zum EU-
Wahlkampf von ESU-Partnern in 12 Län-
dern in der jeweiligen Muttersprache
gedruckt und in mindestens 70 000
Exemplaren vertrieben wurde. Das ESU-
Informationsblatt, auch Newsletter ge-
nannt, mit dem Titel „Senior Internatio-
nal” werde über die von der ESU veran-
lasste Übersetzung in Englisch, Franzö-
sisch und Spanisch hinaus nunmehr auf
freiwilliger Grundlage (kostenlos) in Grie-
chenland, Tschechien, Litauen, Slowe-
nien und Slowakei in der Landessprache
publiziert. Der Österreichische Senioren-
bund („ÖSB”) versendet „SI” in 2000 Exem-
plaren als Bestandteil seines wöchentlich
erscheinenden ”Senior Informations Ser-
vice” (vSIS”). Die Senioren der Moderaten
Partei Schwedens verbreiten ”SI” nach
Angaben von Eva Björne als E-Mail in
englischer Sprache. In Deutschland wer-
den seit Jahresbeginn alle wichtigen
Medien per E-Mail mit dem Newsletter
bedient. Somit hat sich der Verbreitungs-
radius seit dem Pulheimer Kongress der
ESU im Herbst 2007 erheblich erweitert.
Die Zahl der „Besuche” auf der Internet-
seite der ESU (www.eu-seniorunion.info)
nimmt von Jahr zu Jahr zu.
Die Führungsgremien analysierten die
Tätigkeit im I. Halbjahr mit den Regional-
konferenzen in Eupen, Dresden und Wien,
richteten ihr Augenmerk auf eine weitere
Konferenz in Tallinn (24./25. September)
und erörterten erste Vorhaben im Jahr
2010, in dem der VII. Kongress mit Neu-
wahl des Präsidiums ansteht. Für das
Frühjahr ist eine Großveranstaltung zu
einem aktuellen Thema angedacht, die
von der fachlichen und politischen Kom-
petenz der ESU zeugt.
In der Aussprache teilte Elke Garczyk,
Exekutivkomiteemitglied der CSU-Senio-
ren, mit, dass sich demnächst der Vor-
stand ihrer Organisation mit dem des ÖSB

Europawahlen:

Abgeordnete zu
Verbündeten machen!
Die Führungsgremien der Europäischen Senioren-Union
(ESU) erwarten eine bürgernahe Politik des im Juni neu
gewählten Europaparlaments.

ESU-Präsident Dr. Bernhard Worms
sprach kürzlich in Brüssel über die
Erwartungen an das neu gewählte

Europaparlament.
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und der Südtiroler Seniorenvereini-
gung zu einem weiteren Erfahrungs-
austausch treffen wird. Prof. Nikolay
Andreev (Bulgarien) erntete Beifall
für seinen Bericht über den Wahlsieg

seiner Partei GERB, deren Senio-
renverband er vorsteht. Inzwi-

schen hat GERB auch die

Parlamentswahlen für sich entschieden
und stellt den Regierungschef. Vizepräsi-
dent Prof. Estgen informierte unter Bei-
fall über die Regierungsbildung durch
den um Europa hochverdienten Politiker
Jean Claude Juncker in Luxemburg. Iris
Farndale berichtete über die Entwicklung
der im Februar gegründeten „British Se-

niors European Group”, die das jüngste
Mitglied der ESU ist. Ulrich Winz sprach
über Beratungen in Polen mit dem Exeku-
tivkomiteemitglied Teofil Stanislawski und
anderen Persönlichkeiten über die beab-
sichtigte Gründung einer „Senioren-Uni-
on” unter dem Dach der Polnischen Volks-
partei (PSL). Ulrich Winz
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Leserumfrage
Zur Souverän 1-09, S. 23-26 und
Souverän 2-09, S. 41
Mit den Fragen 10 und 11 (Anm. der Red.:
„aus welchen Themenbereichen bzw. Rubri-
kenmöchten Siemehr oderweniger lesen?”)
bin ich nicht zufrieden. Sie zwingen den
Leser dadurch, sich zu mehr oder weniger
zu entscheiden, obwohl er das vielleicht
gar nicht will, weil er doch so zufrieden ist,
wie es ist. Bitte überlegen Sie noch einmal
die Art der Fragestellung.
Rosmarie Pohlen,
41239 Mönchengladbach

Anm. der Red.: Die Anregung unserer Leserin
nehmen wir für künftige Umfragen gerne auf.
Ebenso gerne nutzen wir auch noch einmal
die Gelegenheit, uns für das ausgesprochen
gute Zeugnis, das Sie, liebe Leserinnen und
Leser, uns hinsichtlich Gestaltung, Themen
und Inhalten ausgestellt haben, herzlich zu
bedanken! Wir sehen dies als hervorragende
Basis, um weiter an der Optimierung von Sou-
verän im Sinne unserer Leser zu arbeiten.

Ein neues Steuerrecht muss her!
Zur Souverän 2-09, S. 26/27
... Im Artikel auf S. 26 geht Finanzminis-
ter Stächele auf das Steuerrecht ein. Das
Problem der Steuervereinfachung und
dieses der Gewerbesteuer ist seit man
denken kann ein Dauerproblem. Eher
glaubt der Steuerzahler an den Weltun-
tergang, als an ein einfaches und gerech-
tes Steuersystem, das auch Herr Merz mit
seiner Bierdeckelberechnung nicht schaf-
fen konnte (was allerdings ihn geschafft
hat). Wichtig wäre, das wenigstens die
steuerliche Mittelstandsprogression drin-
gendst begradigt wird.
Zu befürworten ist der Hinweis Stächeles
auf den ermäßigten Mehrwertsteuersatz
für das Hotel- und Gaststättengewerbe.
Allerdings sollten die Politiker die Augen
vor weiteren Mehrwertsteuer-Diskrepan-

zen nicht verschließen: die seit Jahren
durch die Gesundheitspolitik gebeutelten
Kranken, zumeist Senioren, als Teil der
kopfstärksten Bevölkerungsgruppe, sind
in der Tat die Träger unsinniger Umsatz-
steuerbelastungen von Medikamenten
(19 %) im Gegensatz zu den meist gut si-
tuierten Hundehaltern, deren Hundefutter
mit 7 % Mehrwertsteuer erworben werden
kann. Dies ist und bleibt kabarettreif! ...
Bleibt festzuhalten, dass die Demokratie
nicht erst seit Bestehen der Finanzkrise
erheblich Schaden leidet. Die Menschen
sehen sich lediglich zu Wahlzeiten von der
Politik allenfalls als Stimmvieh beachtet.
Angesprochen in Wahlveranstaltungen
weisen Politiker regelmäßig auf die Defi-
zite anderer Parteien hin. Eigene Fehler-
bekenntnisse sind Fehlanzeige. Der Wähler
kann politische Selbstbeweihräucherung
schlicht nicht mehr hören. ...
Die Bundeskanzlerin hat gerade in Wahl-
zeiten im Zusammenwirken mit der Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise besonders
schwierige Aufgaben unter ständiger Me-
dienbesserwisserei zu bewältigen. Wie sie
dies unter den Bedingungen der großen
Koalition, ihrer sonstigen zeitlichen na-
tionalen und internationalen Beanspru-
chung, einer manchmal nicht gerade
stromlinienförmigen CDU/CSU u.a.m. be-
wältigt, bringt ihr und sicher auch der
CDU Vertrauen ein. Bleibt zu wünschen,
dass die Wähler dies honorieren.
Horst Hengstler, 72379 Hechingen

Senioren-TÜV
Zur Forderung des verkehrspolitischen
Sprechers der Bundestagsfraktion von
Bündnis 90 / Die Grünen, Wilfried
Hermann, auf verpflichtende Tauglich-
keitstests für ältere Autofahrer ab 70
Wer aufgrund eines tragischen Gesche-
hens (79-Jähriger rast in Menden mit sei-
nem Auto in einen Schützenumzug) nun
voreilig den „Senioren-TÜV” fordert,

kennt die Unfallbilanzen nicht: Leider
sind in hohem Maße gerade junge Men-
schen zwischen 18 und 21 Jahren häufig
an schweren Unfällen beteiligt. Das haben
Grüne und Linke in der Eile wohl vergessen
oder schlicht übersehen (wollen).
Edmund Lomer, Eckernförde, per Email

Anm. der Red.: Die Senioren-Union der CDU
Deutschlands hat die Forderung scharf zu-
rückgewiesen. „Die Grünen schüren mit
dieser Forderung Vorurteile, die durch die
Wirklichkeit längst widerlegt sind”, erklär-
te der Bundesvorsitzende der Senioren-
Union der CDU Deutschlands, Prof. Dr. Otto
Wulff, kürzlich in Berlin. „Mit ihrer Pau-
schalisierung liefern sie ein besonders üb-
les Beispiel für Altersdiskriminierung.”

Sie haben
das Wort ...
Ihre Meinung zu den Artikeln
in Souverän interessiert uns.
Bitte schreiben Sie uns:

Senioren-Union der
CDU Deutschlands

Leserbriefe
Konrad Adenauer-Haus
Klingelhöferstraße 8
10785 Berlin

Die Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe sinngemäß zu kürzen.

und der Südtir
gung zu einem
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Andreev (Bulga
für seinen Ber

seiner Parte
renverba

sche



souverän 3|200928

S pannung und Freude herrschten am
Mittag des 1. September 2007 im
sachsen-anhaltischen Zerbst: Erst-

mals ertönte das volle Geläut der Glocken
von St. Nicolai. Neben der berühmten Glo-
riosa von 1378, die mit einem unteren
Durchmesser von 195 Zentimetern und
einem Gewicht von 4.540 Kilogramm eine
der größten Glocken des 14. Jahrhunderts
in Deutschland ist, hatten vier weitere Glo-
cken die Tragödie des 16. April 1945 über-
lebt. Nach einem alliierten Bombenangriff
sanken damals 80 Prozent der einst so ma-
lerischen Altstadt von Zerbst – nur wenige
Tage vor Ende des Zweiten Weltkriegs – in
Schutt und Asche.

Der Abriss der beeindruckenden Reste
von St. Nicolai konnte in den Folgejahren
glücklicherweise verhindert werden. Die
um 1500 fertiggestellte gotische Hallen-
kirche, deren nach 1420 errichteter Chor
unter dem Einfluss der Parler-Schule
steht, war einst die größte Kirche in An-
halt. Der Westbau mit den beiden erhal-
tenen Türmen ist noch romanischen Ur-
sprungs. Dank des Engagements des 1991
gegründeten Förderkreises St. Nicolai
Zerbst e.V. ist die Ruine inzwischen gesi-
chert – die Deutsche Stiftung Denkmal-
schutz unterstützte die Arbeiten seit
1991 – und wird für zahlreiche Veranstal-
tungen genutzt.

Die Glocken zeigten nach der Zerstörung
der Kirche zum Teil schwere Schäden. Die
Gloriosa war schon 1726 verstummt, da
ihre Schwingungen die Stabilität des Tur-
mes gefährdeten. Ein deshalb 1934 für sie
errichteter stählerner Glockenstuhl hatte
sich beim Brand 1945 verzogen, doch war
die wertvolle Glocke wenigstens nicht
herabgefallen.
Weil das Geläut immer auch von der turm-
losen benachbarten Trinitatiskirche ge-
nutzt wurde, bat die Kirchengemeinde
den Förderkreis, sich nach Abschluss der
Ruinensicherung des einzigartigen Glo-
ckenbestandes anzunehmen. Unterstützt
von weiteren Partnern konnten so auch

KULTUR UND UNTERHALTUNG

d Fr de h chte



die fünf historischen Glocken restauriert
werden. Ein Neuguss aus der Kunstgieße-
rei Lauchhammer komplettiert nun das
Geläut im Nordturm, zu dem neben der
Gloriosa noch die Apostel- oder Friedens-
glocke von 1660, die Nicolaiglocke von
1477 und die kleinste, die Taufglocke von
1418, gehören. Doch nicht nur ihr hohes
Alter zeichnet sie aus, sondern auch ihre
reichen Verzierungen und der grandiose
Klang. Die sechste, die Uhrschlagglocke
von 1443, wartet derweil im Südturm auf
ein neues Uhrwerk. Dank des Geldes aus
der Rudolf-August Oetker Stiftung konn-
te die Deutsche Stiftung Denkmalschutz
bei der Sanierung des Glockenturms und

der Installation des Geläuts helfen. Seit
der Wiedereinweihung am 1. September
2007, dem Tag, der in der DDR als Welt-
friedenstag begangen wurde, können die
Zerbster nun erleben, was selbst der be-
rühmtesten Tochter der Stadt, Prinzessin
Sophie Auguste Friederike von Anhalt-
Zerbst – sie ging als russische Zarin Ka-
tharina die Große in die Geschichte ein
– verwehrt blieb: Streng geregelt in einer
Läuteordnung rufen die Glocken zu den
Gottesdiensten und anderen Ereignissen
des Kirchenjahres. An großen Festtagen,
am Tag des offenen Denkmals und – zur
Mahnung – am 16. April aber ertönt das
volle Geläut mit der Gloriosa. w
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Die Deutsche
Stiftung

Denkmalschutz
Die Deutsche Stiftung Denkmal-
schutz wurde 1985 gegründet und
hat zwei Aufträge: bedrohte Kultur-
denkmale zu bewahren und für den
Gedanken des Denkmalschutzes zu
werben, um möglichst viele Bürger
zur Mithilfe zu gewinnen. Seit ihrer
Errichtung konnte die Deutsche
Stiftung Denkmalschutz bundesweit
3.500 Denkmale mit über 420
Millionen Euro bewahren helfen.
Die Stiftung setzt sich erfolgreich
für bedrohte Dorfkirchen und
Bürgerhäuser, Schlösser und Burgen
ebenso wie für Parkanlagen und

archäologische Grabungen ein.

Helfen auch Sie!
Damit Vergangenheit Zukunft hat.

Spendenkonto 305 555 500
BLZ 380 400 07

Koblenzer Str. 75 53177 Bonn
Tel. 0228/95738-614

www.denkmalschutz.de

Läuten für
den Frieden

In Zerbst ertönen

wieder die Glocken

von St. Nicolai

Text: Dr. Dorothee Reimann, Foto: Roland Rossner
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Hessischer Seniorentag mit Spitzenpro-
gramm: Am 23. September lädt die hessi-
sche Senioren-Union in die Stadthalle
nach Stadtallendorf. Anlass ist der jähr-
lich stattfindende „Tag der hessischen
Senioren-Union“, der in diesem Jahr na-
türlich von der kurz darauf folgenden Bun-
destagswahl geprägt sein wird. Als Fest-
redner kann der hessische SU-Vorsitzende
Alfons Gerling MdL diesmal den Minister-
präsidenten des Landes, Roland Koch MdL,
sowie den ehemaligen Bundesminister für
Arbeit und Sozialordnung, Norbert Blüm,
begrüßen. Die prominenten Gäste und ein
attraktives Rahmenprogramm, zu dem
auch ein umfangreiches Besuchs- und Be-
sichtigungsangebot im Anschluss an die
vierstündige Veranstaltung gehört, ver-
sprechen einen ebenso kurzweiligen wie
interessanten Tag.

Partnerschaftsbesuch: Ein viertes Mal be-
reits besuchte die Fahrtengruppe der CDU
Kreisseniorenunion Cuxhaven jetzt ihre
Partner in Seelow. Seelow im Oderbruch
hat eine sehr aktive CDU Senioren-Union
Ortsvereinigung. Wie bei jedem Besuch,
so auch diesmal wieder, besuchten die
Cuxhavener Senioren den Ehrenfriedhof
in Lietzen, auf dem über 2100 gefallene
deutsche Soldaten der erbitterten Kämp-
fe um die Seelower Höhen im Frühjahr
1945 würdig bestattet worden sind und
legten ein Gebinde nieder.
Eine Fahrt nach Gorzow, früher Lands-
berg/Warthe, eine Fahrt nach Bad Saarow
am Scharmützelsee und ein geselliger
Abend mit den zahlreich anwesenden

Freunden aus Seelow und Umgebung bil-
deten die wesentlichen Elemente des Be-
suches. Fazit dieser erneuten Begegnung:
Die Partnerschaft ist ganz wichtig, denn
in der Senioren-Union Seelow schwanken
die Mitgliederzahlen auf Grund des Gene-
rationenproblems nicht unerheblich. Das
erleichtert die politische Arbeit keines-
wegs, insbesondere im Hinblick auf die
vor Ort stark vertretene PDS.

Senioren-Union Cuxhaven auf Tour ...

Mitgliederzuwachs: Im Rahmen der
Kreisveranstaltung der Senioren-
Union Mettmann, „Drei Generatio-
nen! Eine Meinung?“ am 28. April im
Landgasthof Am Zault in Erkrath,
konnte mit Manfred Steinhaus aus
Heiligenhaus das 800ste Mitglied
begrüßt werden. Manfred Steinhaus
wurde von den anwesenden 173 Teil-
nehmern der Veranstaltung mit gro-
ßem Beifall in die Gemeinschaft der
Senioren-Union aufgenommen. Das
Bild zeigt in der ersten Reihe Man-

fred Steinhaus, zwischen rechts der
Ortsverbandsvorsitzenden in Heili-
genhaus, Lore Krautscheid und Mi-
chaela Noll, MdB. In der hinteren
Reihe von links: Harald Giebels,
MdL, Philipp Mißfelder, Vorsitzender
der Jungen Union und MdB, Leon-
hard Kuckart, Landesvorsitzender
der Senioren-Union in NRW und Wal-
ter Klomp, Vorsitzender der Senio-
ren-Union Kreisverband Mettmann.

MdB Thomas Bareiß (lks.) mit Rudolf
Weiß und dem neuen Vorsitzenden Karl
Locher (r.)

Jahreshauptversammlung: Der Kreisver-
band der CDU Senioren-Union Zollernalb
hielt seine diesjährige Jahreshauptver-
sammlung im Karl-Linder-Haus in Alb-
stadt-Ebingen ab. Vorsitzender Rudolf
Weiß konnte hierzu eine große Zahl von
Mitgliedern und Gästen begrüßen sowie
den CDU-Kreisvorsitzenden Thomas
Bareiß MdB und den Kreisvorsitzenden
der Jungen Union, Torsten Nurna.
Rudolf Weiß berichtete über eine bunte
Palette von Veranstaltungen. Aus ge-
sundheitlichen Gründen stehe er aber
nicht mehr zur Wiederwahl. Zum neuen
Kreisvorsitzenden wurde deshalb Karl Lo-
cher gewählt. Stellvertretende Vorsitzen-
de wurden Willy Raese und Wilma John.
Jürgen Nastulla ist neuer Schatzmeister.
Weiter im Amt als Schriftführer ist Nor-
bert Schroeder. Zu Beisitzern wurden
Karl Hecht, Günther Seeger, Hans Hau-
ser, Simon Heinzelmann und Johann
Heinzelmann gewählt. Für langjährige
Mitgliedschaft wurde Max Künstler mit
der goldenen Ehrennadel mit Urkunde
des Landesverbandes geehrt.

Reise in den Südwesten: Eine viertägige
Studienfahrt veranstaltete der Kreisver-
band der CDU Senioren-Union Aschen-
dorf-Hümmling in den Raum Heidelberg,
Heilbronn, Ludwigsburg, Stuttgart und
Frankfurt. Nachdem man in Heidelberg
während einer Stadtrundfahrt viele Se-
henswürdigkeiten bestaunen konnte,
wurden die Senioren in Heilbronn vom
Kreisvorsitzenden Hans-W. Damke be-
grüßt. Bei einem gemeinsamen Mittages-
sen auf einem Weingut in der Nähe von
Heilbronn, an dem auch der Kreisvorsit-
zende der Senioren Ludwigsburg, Her-
mann Josupeit (ein gebürtiger Aschen-
dorfer), teilnahm, kam es zu einem regen
Meinungsaustausch zwischen den Kreis-
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Der Landesvor-
sitzende
Alfons Gerling
lädt ein.

Norbert Blüm
kommt zum
„Tag der
hessischen
Senioren-
Union”
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verbänden. Am dritten Tag ging die Fahrt
weiter nach Stuttgart, wo die Gruppe
nach einer informativen Stadtrundfahrt
das Mercedes Benz Museum besichtigte.
Auf der Rückfahrt ins Emsland machte
man noch einen mehrstündigen Stopp am
Frankfurter Flughafen, wo, nach umfang-
reichen Sicherheitskontrollen, sogar eine
Rundfahrt mit einem Sonderfahrzeug
über weite Teile des Flughafens möglich
wurde.

Besuch: Am 21. und 22. Juli 09 besuchten
30 Mitglieder der Senioren-Union Göttin-
gen die Ortsvereinigung der Senioren-
Union der CDU Hochheim. Begrüßt wur-
den Sie vom Vorsitzenden der Ortsverei-
nigung, Senioren-Union, Klaus Robert
Jünemann, und dem Pressesprecher
Horst Jäger. Letzterer war früher im Vor-
stand der Senioren-Union Göttingen und
hatte anlässlich einer Weihnachtsfeier in
Göttingen die Einladung ausgesprochen.
Prominente Teilnehmer der Reise ins
Rhein-Main-Gebiet waren Rolf Reine-
mann, Vorsitzender der Senioren-Union

Niedersachsen, und Gerd Winter, Vorsit-
zender der Senioren-Union Kreisvereini-
gung Göttingen. Die Senioren nahmen an
einer Stadtführung teil und waren von
Hochheim beeindruckt. Abends gab es im
Hotel Duchman eine Weinprobe mit einer
Winzervesper. Am nächsten Tag ging es
weiter nach Frankfurt, wo die Paulskir-
che, der Römer, das Goethehaus und die
Einkaufsmeile „Zeil“ besucht wurden.

Debatte: Zu einer Diskussionsveranstal-
tung zum Thema "Ist die Rente noch ge-
nerationensicher?" hatten Senioren-Uni-
on und Junge Union (JU) Bad Kreuznach
ins Bonhoeffer-Haus geladen. Die Senio-
ren-Union kämpfe dafür, dass Menschen
jeden Alters erkennen, dass sie Gebende
und Nehmende sind, stellte Vorsitzender
Karl Schnorrenberger der Debatte voran.
Die Gesprächsrunde, besetzt mit der Lan-
desvorsitzenden der Senioren-Union,
Helga Hammer, dem SU-Bundesvorsit-
zenden Otto Wulff sowie JU-Landesvor-
sitzendem Martin Binder und JU-Bun-
desvorsitzendem Philipp Mißfelder, mo-

AUS DER SENIOREN-UNION

Die Reisegruppe der Senioren-Union
Aschendorf-Hümmling auf der Rathaus-
treppe in Heilbronn gemeinsam mit dem
Vorsitzenden der CDU Senioren-Union
Heilbronn.

Die Gruppe aus Göttingen vor der Pauls-
kirche in Frankfurt.
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derierte die CDU-Bundestagsabgeordnete
Julia Klöckner.
Neben dem Thema Rente spielte auch die
Sicherstellung der Pflege bei wachsen-
dem Bedarf eine wichtige Rolle an diesem
Abend. Nach Ansicht von Hammer kann
das nur erreicht werden, wenn neben den
Pflegeheimen auch neue Formen entwi-
ckelt und gefördert werden. Vor allem
sollte der Staat alles tun, damit die Men-
schen so lange wie möglich in ihrem Zu-
hause bleiben können, betonte Hammer.
Die Landesvorsitzende der Senioren-Uni-
on sieht daher auch eine Reform des Pfle-
gegesetzes als erforderlich an, um die
ambulanten Angebote zu stärken.

Staatsministerin bei der SU: Am 8.5.2009
konnte die Leipziger Senioren-Union in
einer gemeinsamen Veranstaltung mit dem
Senioren-Club des Handwerks die sächsi-
sche Staatsministerin für Soziales Christine
Clauß, MdL, begrüßen. Unter der Leitung
des Vorsitzenden der Senioren-Union,
Stadtrat Konrad Riedel, stand das Thema
Senioren in Sachsen im Mittelpunkt. In
ihrem Einführungsreferat stellte Christine

Clauß die neuesten Initiativen der Sächsi-
schen Staatsregierung unter dem Leitge-
danken „Aktiv im Alter“ vor. Des Weiteren
nahm sie zur aktuellen Rentendiskussion
Stellung. Anschließend kristallisierte sich
schnell eine Konzentration auf das Thema
Barrierefreiheit heraus. Diese müsse gene-
rationenübergreifend betrachtet und nicht
nur auf den Begriff Behinderung und Roll-
stuhl bezogen werden. Alter sei schließ-
lich keine Behinderung und Barriere-
freiheit für alle nützlich: Die junge
Mutter mit Kinderwagen profitiere ge-

nauso wie der Senior mit Rollator. Alles
in allem war diese Veranstaltung ein ge-
lungener Wahlkampfauftakt der CDU-Se-
nioren Leipzigs im Wahljahr 2009.

Reise ins Alte Land: Vom 17. bis 25. Juni
sind Seniorinnen und Senioren der Kreis-
verbände „Pirmasens-Stadt” und „Süd-
westpfalz” nach Stade und Hamburg
gefahren und haben dabei auch das „Alte
Land” südlich von Hamburg besichtigt. In
Hamburg traf sich die Gruppe mit der Lan-
desvorsitzenden von Hamburg und stell-
vertretenden Bundesvorsitzenden, Her-
mine Hecker, im wunderschönen Rathaus
der Hansestadt zu einer unvergesslichen
Besichtigung dieses einmaligen Gebäu-
des. In einer anschließenden Diskussi-
onsrunde mit dem CDU-Mitglied der Ham-

Blumen für die Familien- und Seniorenministerin Ursula von der Leyen aus der
Hand des Bundesvorsitzenden Otto Wulff.

Von der Leyen zu Gast im Bundesvorstand
Charmanter Besuch im Bundesvorstand: zur Sitzung des höchsten Gremiums der
Senioren-Union am 18. und 19. Juni im Konrad-Adenauer-Haus in Berlin konn-
te der Bundesvorsitzende Prof. Dr. Otto Wulff die Bundesministerin für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend, Dr. Ursula von der Leyen, begrüßen. Mit den
Bundesvorstandsmitgliedern diskutierte sie über Themen der Arbeitswelt, des
ehrenamtlichen bürgerlichen Engagements und der Pflege. Zum bevorstehenden
Bundestagswahlkampf sagte von der Leyen, dass die CDU gewinnen kann, wenn
die Partei und ihre Vereinigungen für Stabilität, Verlässlichkeit und die Beach-
tung christlicher Werte stünden.
Des Weiteren diskutierte der Bundesvorstand über den Bericht des Bundes-
schatzmeisters sowie eine Vorlage des Vorstandsmitglieds Reinhold Uhlenbrock
zum Thema Rente. Vorgestellt wurden zudem die Ergebnisse der ersten Leserum-
frage zu Inhalten und Aussehen der Mitgliederzeitschrift Souverän (siehe auch
Souverän 2-09, S. 41), und der Präsident der Europäischen Senioren-Union,
Dr. Bernhard Worms, berichtete über Europawahl und aktuelle Hintergründe der
europäischen Politik.

Sachsens Sozialministerin Christine
Clauß und Konrad Riedel, Vorsitzender
der Senioren-Union Leipzig

Die Reisegruppe mit der in traditioneller
Tracht von Stade gekleideten Fremden-
führerin in der Nähe von Buxtehude auf
einem Museumshof.

DANKE
Dr. Günter Krings,MdB

Dr. Günter Krings (40), MdB, Vorsit-
zender des Parlamentarischen Beira-
tes für nachhaltige Entwicklung:
„Die Senioren-Union ist wichtig,
weil die CDU als Volkspartei junge
und ältere engagierte Mit-
glieder braucht. So errei-
chen wir eine Fairness
zwischen den Generatio-
nen, die ein Marken-
zeichen der Union ist.”

www.guenter-krings.de

gr
stuhl bezogen werden.
lich keine Behinderu
freiheit für alle nütz
Mutter mit Kinderwag

nauso wie der Senior m
in allem war diese Veran
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burger Bürgerschaft, Egbert von Fran-
kenberg, und Hermine Hecker konnte
sich die Gruppe über politische Themen
der Hansestadt und über die bisher ge-
machten Erfahrungen der schwarz-grü-
nen Zusammenarbeit dort informieren. Es
stellte sich klar heraus, dass die Themen
einer Großstadt in vielen Punkten nicht
mit denen eines Flächenstaates, wie z.B.
Rheinland-Pfalz, übereinstimmen müs-
sen. Speziell bei dem Punkt „Mobilität
für Senioren” konnten die Nachteile des
Flächenstaates in keiner Weise mit den
Vorteilen des ÖPNV einer Großstadt mit-
halten.

Bundesvorsitzender zu Gast: Zahlreiche
Mitglieder kamen auf Einladung von Dr.
Ingo Schwytz, dem Kreisvorsitzenden der
Senioren-Union in Ludwigsburg, zum
Gastspiel des Bundesvorsitzenden der
Senioren-Union, Prof. Dr. Otto Wulff,
Mitglied im Bundesvorstand der CDU und
Honorarprofessor für internationales Ent-
wicklungs- und Finanzrecht an der Ruhr-

Universität. Wulff plädierte an diesem
Abend für eine stärkere Verdeutlichung
christlich demokratischer Werte in der
Politik. Er verwies auf die besonderen Er-
folge der Union in den Nachkriegsjahren,
in denen größere als die aktuellen Prob-
leme zu bewältigen waren. Ein Einbruch
des Bruttosozialproduktes um sechs Pro-
zent sei, so unangenehm er auch ist, kein
Beinbruch. Wir wären damit wieder auf
dem Stande von 2002 – und haben da
auch nicht schlecht gelebt.

Dr. Ingo Schwytz schloss sich dem Feuer-
werk der Argumente mit einem humorvol-
len und kurzen Rechenschaftsbericht an.
Mit Blick auf seinen Kreisverband schloss
er: „Die Senioren sind die am stärksten
wachsende Gruppierung in der Gesell-
schaft. Aktiv, zukunftsorientiert und ma-
teriell unabhängig!“.

Sommerreise: Zu einer großen Sommer-
reise 2009 brach die Senioren-Union
Dammer Berge unter Leitung ihres Vor-
sitzenden Egon S. Müller auf. Die insge-
samt 54 Frauen und Männer besuchten
Kopenhagen, Roskilde, Nord-Seeland,
Schleswig und nicht zuletzt das Alte Land
bei Hamburg. Bei gutem Reisewetter, so
wird berichtet, sangen die Senioren, wie
selten eine Busfamilie gesungen hat.

Ehrenvorsitz: Am 2. Juni 2009 wählte der
Kreisverband Potsdam der Senioren-
Union in einer außerordentlichen Mit-
gliederversammlung einstimmig Dr. Horst
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Unsere Stiftung für Familienwerte
will die vielen bereits vorhandenen,
meist lokalen Initiativen in

Deutschland stärken, vernetzen und för-
dern: durch Beratung, finanzielle Unter-
stützung und durch gemeinsame Projek-
te. Gute Projekte müssen bekannt ge-
macht und an vielen Orten umgesetzt
werden. So können wir Mut zur Familie

machen und jungen Familien helfen, da-
mit sie die immer gültigen, aufbauenden
und heilenden Familienwerte mit Freude
leben. Dies ist unser ganz besonderes An-
liegen. Hierfür brauchen wir Ihre Hilfe!

Ihre Stiftung für Familienwerte: Für mehr
Bindung, für mehr und glückliche Kinder
und eine ausgeprägte Familienkultur.

Familie bringt Freude!
Starke Familien sind mehr
als ein Miteinander, mehr
als Eltern mit Kindern. Sie
schenken Zusammengehö-
rigkeit zwischen den Genera-
tionen, Zuneigung und Halt.
Wer weiß das besser als älte-
re Menschen? Damit das im-
mer häufiger wiederentdeckt
wird, bedarf es heute vielfäl-
tiger Hilfen.
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Kontakt:
Dr. Norbert Neuhaus (Vorstand)

Bergstraße 45, 54295 Trier

E-mail: StiftungFamilienwerte

@values4europe.net

Spendenkonto: Steyler Bank

(BLZ 386 21 500) Kto.-Nr. 730

Dank und Anerkennung bei der Senioren-
Union in Ludwigsburg für Prof. Dr. Otto
Wulff

Anzeige
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Röpke zum Ehrenvorsitzenden. Röpke
war seit November 1997 Kreisvorsitzender
der Senioren-Union Potsdam. Bis zur tur-
nusmäßigen Neuwahl wird die Gruppe
nun von den stellvertretenden Vorsitzen-
den Horst Enders und Prof. Dr. Jörn
Klockow (Landesvorsitzender der Senio-
ren-Union Brandenburg) geleitet, denen
Röpke die besten Wünsche aussprach und
Unterstützung zusagte. Zu den ersten
Gratulanten des 76-Jährigen gehörte die
stellv. Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU
Bundestagsfraktion und Kreisvorsitzende
der CDU Potsdam, Katherina Reiche. Sie
erinnerte an Röpkes beruflichen und po-
litischen Werdegang: Der bis zur friedli-
chen Revolution Parteilose gehörte zu
den Gründern des „Demokratischen Auf-
bruch“ in Brandenburg und war dessen
Landesvorsitzender. Seit 1991 hat er in
CDU und Senioren-Union mehrere Funk-
tionen bekleidet. Bis 2008 war er stv.
Landesvorsitzender der Senioren-Union.
Auch in der Europäischen Senioren-Union
(ESU) war Röpke aktiv, kümmerte sich
insbesondere um die deutsch-polnische
Verständigung.

Dank vom Altkanzler: Post von Bundes-
kanzler a.D. Dr. Helmut Kohl flatterte in
die Bundesgeschäftsstelle der Senioren-
Union. Kohl bedankte sich herzlich beim
Bundesgeschäftsführer Dirk Hülsenbeck
und den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern der Geschäftsstelle für die „persön-
lichen Worte und guten Wünsche“ zu
seinem 79. Geburtstag. Der Altkanzler:
„Sie haben mir damit eine große Freude
bereitet.“

Grenzgänger: Das Zentrum der Senioren-
Organisation der niederländischen Pro-
vinz Overijssel lud im Mai niedersächsi-

sche Vertreter der Senioren-Union, an der
Spitze deren Landesvorsitzender Rolf Rei-
nemann, nach Zwolle ein. Neben anderen
Programmpunkten standen der Bericht
des Deputierten der Provinzverwaltung
Overijssel (entspricht in etwa dem Status
eines Bundeslandes), Gert Ranter, und
ein Besuch des Altenheimes Zonnehuis
auf dem Programm. Gert Ranter hat die
Bereiche Familie, Senioren und Mantel-
zorg (freiwillige Hilfsdienste) zu beauf-
sichtigen. In seinem Fachbereich, so der
Deputierte, werde nach dem Motto ge-
handelt, so dicht am Bürger wie irgend
möglich. Auf Freiwilligenarbeit, Ehren-
amt und Nachbarschaftshilfe werde dabei
größter Wert gelegt. Die Provinz stimulie-
re, organisiere und koordiniere diese Ak-
tivitäten. Die Teilnehmer beider Länder
einigten sich auf einen Ausschuss, der
die unterschiedlichen Rahmenbedingun-
gen durch die Gesetzgebung vergleichend
nebeneinander stellen soll, um so Ansät-
ze zu finden, wo und wie man voneinan-
der lernen könne.

Unterirdisch: Ende April besuchten 16 Mit-
glieder der Senioren-Union Salzgitter
unter Leitung des Vorsitzenden Fried-
helm Gronow das geplante Endlager für
Atommüll in Gorleben. Nach einer kurzen
Einführung und Einkleiden ging es mit
dem Aufzug in eine Tiefe von 840 Metern
auf die so genannte Erkundungssohle.
Unten eröffnete sich eine völlig andere
Welt, alle Teilnehmer waren von der gi-
gantischen Größe und Sauberkeit beein-
druckt. Unter fachkundiger Führung wa-
ren drei Kilometer Fußmarsch unterir-
disch zu absolvieren, bevor es wieder ans

Tageslicht ging. Dort besichtigte die
Gruppe auch das Abfalllager, welches sich
gegenüber der Schachtanlage befindet.
Am Ende des Tages waren sich die Teil-
nehmer einig: Viele Fragen konnten ge-
klärt und viele Vorbehalte sowie Ängste
abgebaut werden.

Förderpreis: Die Senioren-Union der
CDU Nordrhein-Westfalen hat im Mai
ihren diesjährigen Förderpreis für
den sportlichen Nachwuchs an die
Leichtathletin Leena Günther (18)
verliehen. Die Schülerin des Kölner
Apostelgymnasiums sprintet die 100
Meter in 11,86 und die 200 Meter in
24,51 Sekunden und liegt damit an
der Spitze der Bestenliste weibliche
Jugend des Deutschen Leichtathle-
tik-Verbandes (DLV) im Jahre 2009.
Im Festsaal des Schlosses Benrath in
Düsseldorf nahm der Landesvorsit-
zende der Senioren-Union, Leonhard
Kuckart, die Verleihung vor. Die An-
sprache zur Ehrung hielt der 36-fa-
che deutsche Meister im Turnen,
Eberhard Gienger. Gienger ist heute
Mitglied des Bundestages, Mitglied
im Sportausschuss dort, und Vize-
präsident des Deutschen Olympi-
schen Sportbundes (DOSB).

Grillfest: Informationen und Gedanken
zum Seniorentag der Bundesarbeitsge-
meinschaft der Senioren-Organisationen
(BAGSO) waren Gegenstand der Diskussi-
onen beim sommerlichen Grillfest der
Meißner Senioren-Union. Wie geht es
weiter bei der komplizierten Rentenfra-
ge? Welche Erwartungen sind angemes-
sen bei der Rentenangleichung Ost-West?
Dankbar nahmen die Interessierten zur
Kenntnis, dass Dr. Bernhard Worms, Prä-
sident der Europäischen Senioren-Union

V.l.n.r.: Prof. Dr. Jörn Klockow,
Katharina Reiche MdB, Dr. Horst Röpke,
Horst Enders Foto: Siegfried Burmeister

Vorstandsmitglieder der Grafschafter
Senioren-Union mit Harry Ny Byrank,
Vorsitzender der Seniorenorganisation
Overijssel (2.v.r.)

Besuchergruppe der Senioren-Union
Salzgitter in Gorleben.
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und vormals Staatssekretär im Bonner
Sozialministerium, im Rahmen eines Se-
minars der Konrad-Adenauer-Stiftung in
Wendgräben mit anderen darüber referie-
ren und diskutieren wird. Auch die Jah-
resplanung stand zur Diskussion. Geht es
doch um eine geeignete Mischung von
Information, Mitwirkung und freund-
schaftlichem Zusammensein. So wird in
Kürze Prof. Kurt Biedenkopf in Radebeul
über „Politik für unsere Kinder und Enkel“

nachdenken und eine Elbeschifffahrt in
Richtung Dresden steht ebenfalls auf der
Agenda. Wie immer werden Gäste bei der
Meißner Senioren-Union hoch willkom-
men sein.

Konrad-Adenauer-Medaille: Für sein gro-
ßes Engagement zur sozialen und politi-
schen Gestaltung unserer Gesellschaft
wurde Karl-Heinz Bickmann vom Landes-

vorsitzenden der CDU Senioren-Union,
Leonhard Kuckart, mit der Konrad-Ade-
nauer-Medaille ausgezeichnet. Seine Lei-
denschaft und Zuneigung gilt besonders
unserer Jugend. Ihnen in der schwierigen
Zeit des Erwachsenwerdens Richtung

Beim gemeinsamen Grillen gut leben
und diskutieren: die Meißner Senioren-
Union

Ehrung für Karl-Heinz Bickmann (2.v.r.)
durch den SU-Landesvorsitzenden
Leonhard Kuckart (r.)
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und Ziel zu geben, gilt seit vielen Jahren
ein Großteil seiner ehrenamtlichen Tätig-
keit. Parallel dazu ist Bickmann uner-
müdlich bemüht, Vorurteile zwischen
Ostdeutschen und Westdeutschen abzu-
bauen. Die Verbindung zur Partnerge-
meinde Dahme-Spreewald der Senioren-
Union trägt viel dazu bei, das gegenseiti-
ge Verständnis zu fördern.

Bezirkstagung Nordwürttemberg: „Bestän-
digkeit – mitten im Wandel“ unter diesem
Motto stand die Bezirkstagung der Seni-
oren-Union Nordwürttemberg im Mai in
Stuttgart-Untertürkheim. Rolf Rapp, der
Bezirksvorsitzende, begrüßte Erika Rein-
hardt. Die frühere Bundestagsabgeordne-
te und Ehrenvorsitzende der Landesseni-
oren-Union sprach ein Grußwort, bei dem
sie u.a. das Krisenmanagement der ver-
gangenen Monate von Bundeskanzlerin
Merkel lobte, weil es Glaubwürdigkeit
vermittle.
Stefan Mappus MdL, Vorsitzender der
CDU-Fraktion im baden-württembergi-

schen Landtag, sprach zum Thema „Klare
Werte, klarer Kurs – CDU-Politik für Gene-
rationen“. Er würdigte die Bedeutung der
Senioren mit den Worten: „Zukunft
braucht Erfahrung, die für die Entwick-
lung unverzichtbar ist.“ Ein enger Dialog
der Politik mit den Senioren sei unver-
zichtbar. In Anlehnung an ein Modell
eines Stuttgarter Autobauers rief er aus:
„Senioren in der CDU sind die neue S-
Klasse in der Politik!“ Auch die Finanzpo-
litik sprach Mappus an. „Ein Markenzei-
chen der CDU ist die Rückkehr zu einer
soliden Finanzpolitik im Land“, sagte er.
2008 habe man keine neuen Schulden ge-
macht, 2009 werde man wohl ebenso ohne
sie auskommen. Dies ist für Mappus ein
solider Umgang mit dem Geld des Bürgers
durch den Staat, ein Markenzeichen von
CDU-Politik. Anschließend fanden die
Neuwahlen statt. Die vorgeschlagenen
Mitglieder des Bezirksvorstandes wurden
mit überwältigender Mehrheit gewählt.

Seniorentag: Mit von der Partie auf dem 9.
Deutschen Seniorentag in Leipzig, ausge-
richtet von der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Senioren-Organisationen
(BAGSO), war natürlich auchdieSenioren-
Union der CDU Deutschlands. Vom 8.-10.
Juni 2009 standen u.a. die Bundesvor-
standsmitglieder Helga Hammer, Hermine
Hecker, Dr. Rainer Jork und Reinhold Uh-
lenbrock in zahlreichen Gesprächen und
Diskussionen den Besuchern des Senio-
rentages Rede und Antwort. Bundeskanz-
lerin Dr. Angela Merkel hatte als Schirm-
herrin die Veranstaltung mit den Worten
eröffnet: „Deutschland wird am schnells-
ten von den Auswirkungen des demogra-
phischen Wandels betroffen sein. Ich bin
zuversichtlich, dass wir anderen Ländern

ein gutes Beispiel geben können und zei-
gen, dass die vermeintliche Gefahr eine
Bereicherung für die Gesellschaft sein
kann.“ Reinhard Uhlenbrock moderierte

ein Forum, das die Frage nach einem
„Recht auf Arbeit“ sowie einem „Recht auf
Ruhestand – ohne Angst vor Altersarmut“
zum Inhalt hatte.

Neuer Vorsitzender: Der Eichsfelder Rolf
Berend ist neuer Landesvorsitzender der
Senioren-Union der CDU Thüringen. Auf
der 10. Landesdelegiertenkonferenz im
Augustinerkloster in Erfurt wurde der
65-Jährige mit 100 Prozent der abgegebe-
nen Delegiertenstimmen gewählt. Berend
vertritt Thüringen seit 19 Jahren als Abge-
ordneter im Europäischen Parlament. Im
Juli endet sein Mandat. Er ist seit 1990 Mit-
glied im Landesvorstand der CDU Thürin-
gen. In ihrem Amt der Stellvertretenden
Vorsitzendenwurden IrmgardZiebuhr (Ge-
ra, 87,05 Prozent) und Dr. Günter Schmidt
(Weimar, 91,76 Prozent) bestätigt. Rolf
Berend folgt Gerhard Richter als Landes-
vorsitzender, der nach zehnjähriger Amts-
zeit nicht wieder kandidierte. Der 80-jäh-
rige Jenaer wurde von den Delegierten
zum Ehrenvorsitzenden gewählt. Der CDU-
Landesvorsitzende, Ministerpräsident Die-
ter Althaus gratulierte Rolf Berend zur
erfolgreichen Wahl und würdigte das En-
gagement des bisherigen Landesvorsitzen-
den Gerhard Richter.

Ministerpräsident Dieter Althaus zwi-
schen altem und neuem Vorsitzenden
der Senioren-Union Thüringen, Gerhard
Richter (lks.) und Rolf Berend.

Julia Klöckner (37), MdB, Stv.
CDU-Landesvorsitzende Rheinland-
Pfalz, Verbraucherbeauftragte der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion:
„Auf meine Senioren-Union vor Ort
kann ich mich immer verlassen. Sie
haben die Gelassenheit
und Weitsicht des
Alters, die uns Jungen
in turbulenten Zeiten
immer wieder erdet”

www.julia-kloeckner.de

DANKE
Julia Klöckner, MdB

eröffnet: „Deutschland
ten von den Auswirkung
phischen Wandels betr
zuversichtlich, dass wir

ein gutes Beispiel geben
gen, dass die vermeint
Bereicherung für die
kann.“ Reinhard Uhlenb

verlassen. Sie
it

kner.de

Stefan Mappus MdL (2.v.l.) mit den Wie-
dergewählten, von links: Franz Josef W.
Sauer (stv. Bezirksvorsitzender), Rolf
Rapp (Bezirksvorsitzender), Ernst-Georg
Bungs (stv. Bezirksvorsitzender)

Vertraten die Senioren-Union in Leipzig:
Helga Hammer, Reinhold Uhlenbrock,
Hermine Hecker (v.lks.)
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Die Richter am Oberlandesgericht Schleswig haben
dem Zugriff der Sozialämter auf Einlagen bei einer
Sterbegeldversicherung jetzt klare Grenzen gesetzt.

Sterbegeldversicherungen werden von
Verbraucherschutzorganisationen
und Testinstituten - wie z. B. der Stif-

tung Warentest - fast schon gebetsmühlen-
artig als unnötiges Renditegrab bezeich-
net. Doch die Argumentation hinkt. Unbe-
rücksichtigt bleibt nämlich, dass eine
Sterbegeldversicherung in den meisten
Fällen gar nicht als Geldanlage gedacht ist,
aus der eine möglichst hohe Rendite er-
wartet wird. Sie dient vielmehr der Vorsor-
ge, um den Hinterbliebenen, die beim Ab-
leben eines lieben Angehörigen in aller
Regel genügend Sorgen und Probleme ha-
ben, nicht auch noch die finanzielle Last
der Bestattungskosten aufzubürden. Eine
solche Sterbegeldversicherung bieten bei-
spielsweise in Partnerschaft mit der Senio-
ren-Union die VPV Versicherungen aus
Stuttgart an.
Dem Grundgedanken der Vorsorge für die
Bestattungskosten hat nunmehr auch die
Rechtsprechung des Oberlandesgerichtes
Schleswig Rechnung getragen. Das Gericht

entschied kürzlich in zweiter Instanz, dass
Beträge aus Sterbegeldversicherungen für
angemessene Bestattung sozialhilferecht-
liches Schonvermögen sind. Die Richter
sehen für diese Auslegung sogar einen
grundrechtlichen Schutz. So lässt sich
nach Ansicht des Senats aus Art. 2 Abs. 1
GG das Recht entnehmen, über die eigene
Bestattung zu bestimmen. Hierzu zähle
auch die Dispositionsfreiheit, bereits zu
Lebzeiten in angemessenem Umfang für
die Durchführung und Bezahlung der eige-
nen Bestattung Sorge zu tragen. (Oberlan-
desgericht Schleswig, Beschluss vom
14.02.2007, AZ: 2 W 252/06)
Bereits die Vorinstanz, das Landgericht,
hatte entschieden, dass die Mittel, die dem
Betroffenen aus seiner Sterbegeldversiche-
rung im Falle einer Vertragsbeendigung
zustünden, nicht dem sozialhilferechtlich
geforderten Vermögenseinsatz unterlie-
gen. Das Landgericht hatte hierin eine un-
zumutbare Härte i.S.d. § 90 Abs. 3 SGB XII
gesehen, da der Wunsch vieler Menschen,

für ein angemessenes Begräbnis und die
Zeit nach ihrem Tod vorzusorgen, dahin zu
respektieren sei, ihnen die Mittel, soweit
angemessen, zu erhalten. Auch wenn der
Gesetzgeber das Sterbegeld in § 90 Abs. 2
SGB XII nicht ausdrücklich als Schonver-
mögen aufgeführt habe, so habe er in § 33
SGB XII nach Ansicht des Gerichts die Vor-
sorge hierfür sozialhilferechtlich aner-
kannt.
Angesichts dieser Rechtslage kann es sehr
wohl sinnvoll sein, auch noch im Alter eine
Sterbegeldversicherung gegen Einmalbei-
trag (beispielsweise aus einer auslaufenden
Kapitallebensversicherung) abzuschlie-
ßen. Wird z. B. wegen schwerer Pflegebe-
dürftigkeit eine Einweisung in ein Pflege-
heim notwendig, ist das angesparte Vermö-
gen schnell aufgebraucht. Durch den Ab-
schluss einer Sterbegeldversicherung ge-
gen Einmalbeitrag kann zumindest der Teil,
der für eine würdige Bestattung notwendig
ist, dem Zugriff der Pflegeeinrichtung bzw.
der Sozialbehörde entzogen werden. w

Die Richter am Oberlandesgericht Schleswig haben

Sterbegeldversicherung:

Richterlicher
Schutz

VERLAGSSONDERVERÖFFENTLICHUNG
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Dass die Senioren-Union längst kein
Mauerblümchen mehr in der über-
regionalen Presseberichterstattung

ist, beweist eine – unvollständige – Aus-
wahl von Schlagzeilen der letzten Wo-
chen:

s „Die graue Macht“ überschrieb der
„Stern“ eine mehrseitige Reportage,
in der Senioren-Union-Chef Prof. Dr.
Otto Wulff als „tonangebend“ in der
Diskussion über Generationenfragen
bezeichnet wurde.

s Wulffs Appell an die Deutsche Bahn,
deutsch wieder zur „Umgangssprache“
bei der Reiseauskunft zu machen und
den „Blindflug durch Denglistan“ zu
beenden, wurde von BILD mit dem At-
tribut „Gewinner des Tages“ für den
Senioren-Chef honoriert.

s Die Grünen-Forderung auf generelle
Tauglichkeits-Tests für Autofahrer ab
70 konterte Otto Wulff: „Die Grünen
schüren mit dieser Forderung Vorur-
teile, die durch die Wirklichkeit längst
widerlegt sind.“ Die Folge im Blätter-
wald: Zahlreiche zustimmende Kom-
mentare.

s „Der alte Mann und das Mehr“ titelte
die NRZ einen Bericht über eine Ver-
anstaltung im Rahmen der „Union-
der-Generatioen“-Tour mit dem Junge
Union-Bundesvorsitzenden Philipp
Mißfelder MdB (siehe auch S. 25).

s Große überregionale Resonanz auch
für den Wulff-Appell, die Altenpflege
nach Stoppuhr“ zu beenden. Wulff-
Fazit: „Wie menschlich und wie mit-
fühlend unsere Gesellschaft ist, zeigt
sich auch daran, wie sie mit ihren äl-
teren und pflegebedürftigen Mitglie-
dern umgeht.“

ass die Senioren-Union längst kein
Mauerblümchen mehr in der über-

s Wulffs Appell an die Deutsche Bahn,
deutsch wieder zur „Umgangssprache“

s „Der alte Man
die NRZ einen

Senioren-Union:

„Hellwach“ in der
Presselandschaft ...

AUS DER SENIOREN-UNION
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Insbesondere ältere und hochbetagte
Menschen profitieren von der Impf-
prophylaxe, denn Schutzimpfungen

sind auch im höheren Alter wirksam. Dem
gegenüber ist die Therapie mit antiviralen
Medikamenten teuer und problematisch
im Hinblick auf Wirksamkeit, Resistenz-
entwicklung und Verträglichkeit. Das häu-
fig genannte Virustatikum Tamiflu bei-
spielsweise hat eine lange Liste von uner-
wünschten Wirkungen und Warnhinwei-
sen, etwa bei Patienten mit chronischen
Herz- und Lungenerkrankungen. Zudem
muss die Behandlung innerhalb von 48
Stunden nach Einsetzen der oft unspezi-
fischen Krankheitssymptome begonnen
werden.

Zielgruppen für die Influenzaimpfung
sind laut Empfehlung der Ständigen Impf-
kommission am Robert-Koch-Institut:
• Personen über 60 Jahre
• Kinder, Jugendliche,und Erwachsene

mit erhöhter gesundheitlicher Gefähr-
dung infolge Grundleidens – wie z.B.
chronische Lungen-, Herz-Kreislauf,
Leber- und Nierenerkrankheiten, Diabe-
tes oder HIV-Infektionen – sowie Be-
wohner von Alters- oder Pflegeheimen.

• Personen mit erhöhter Gefährdung, z.B.
medizinisches Personal, Personen in

Einrichtungen mit umfangreichem Pu-
blikumsverkehr sowie Personen, die als
mögliche Infektionsquelle für von ih-
nen betreute ungeimpfte Personen fun-
gieren könnten. Die Impfung empfiehlt
sich erst recht, wenn Epidemien auftre-
ten oder auf Grund epidemiologischer
Beobachtungen zu befürchten sind.

Da die Influenzaviren ihr Erbmaterial lau-
fend ändern, müssen die Impfstämme jede
Saison von der Weltgesundheitsorganisa-
tion (WHO) neu angepasst werden. Die
Impfung muss also jährlich erfolgen. Der
beste Impftermin ist der Spätsommer/
Herbst. Die Kosten für die Impfung werden
von den Krankenkassen übernommen. Die
Zuzahlung entfällt. Bei einem auf das Imp-
fen beschränkten Arzttermin ist keine
Praxisgebühr zu entrichten. Nebenwirkun-
gen der Impfung sind selten, es können in
ca. einem Prozent der Fälle grippeähnliche
Symptome nach der Impfung auftreten.
Asthma oder chronische Lungenerkran-
kungen werden durch die Impfung nicht
weiter verschlechtert. Allerdings ist eine
Allergie gegen Hühnereiweiß eine absolu-
te Kontraindikation gegen die Grippeimp-
fung. Die Schutzwirkung der Impfung
gegen Influenza wird mit 68-75% angege-
ben. Das gilt auch für gesunde alte Men-

schen. Bei chronisch kranken alten Pati-
enten verhindert die Impfung nur in
30-40% eine Erkrankung, der größere Nut-
zen besteht aber in der Verringerung
schwerer Krankheitsverläufe, Schutz vor
bakteriellen Lungenentzündungen und
einer Reduktion von Krankenhausaufent-
halten sowie einer Senkung der Sterblich-
keit. Die Influenzaimpfung schützt gene-
rell in ca. 88% gegen Influenza und ver-
hindert bei 56% der älteren Bevölkerung
effektiv das Auftreten von Lungenentzün-
dungen. Ungeachtet dieser Erfolge hört
man immer wieder kritische Stimmen ge-
gen die Impfung wie „Ich habe mich gegen
Grippe impfen lassen und wurde trotzdem
krank“. Hier war möglicherweise die Zeit
nach der Impfung zu kurz, denn man be-
nötigt etwa zwei Wochen um einen effek-
tiven Impfschutz aufzubauen. Außerdem
werden Atemwegsinfekte auch durch an-
dere Viren verursacht, gegen die die Influ-
enzaimpfung natürlich nicht helfen kann.
Zusammenfassend lässt sich sagen: Die
Influenzaerkrankung ist eine potenziell
tödliche Erkrankung mit 5000-8000 To-
desfälle pro Jahr in Deutschland. In der
Prävention der Erkrankung hat die Imp-
fung absolute Priorität. Die Vorteile der
Impfung sind Kosteneffektivität, Schutz
vor der Krankheit für eine ganze Saison
bzw. Verhinderung von schweren oder töd-
lichen Krankheitsverläufen sowie eine gu-
te Verträglichkeit. w

Der Autor: Dr. med. Volker Lichti ist Chefarzt
Allgem. Innere Medizin, Geriatrie, Physika-
lische Thearpie am Krankenhaus Agatha-
ried in Hausham/Oberbayern.

Bei Infektionskrankheiten haben Schutzimpfungen aufgrund
ihrer Effektivität und ihres hohen Nutzens bei geringem Risi-
ko einen hohen Stellenwert. Die Grippeschutzimpfung (Influ-
enzaimpfung) beispielsweise ist inzwischen in weiten Teilen
der Bevölkerung bekannt und akzeptiert.

Grippeschutzimpfung:

„Prophylaxe vor Therapie“





Souverän: Herr Nehberg, Ihr aktuelles
Projekt wendet sich gegen die Genital-
verstümmelung von Frauen. Warum ge-
rade dieses Thema?
Nehberg: Nachdem die Indianer 2000 ei-
nen akzeptablen Frieden erhalten hatten,
sah ich meine Aufgabe im brasilianischen
Regenwald als erfüllt an und wandte mich
einem neuen Projekt zu, dem Verbrechen
der weiblichen Genitalverstümmelung.
Ich hatte bereits 1977 bei der Durchque-
rung der Danakilwüste (Äthiopien) davon
erfahren. Aber damals konnte ich mir
noch nicht vorstellen, dass ein einzelner
Vorstadtbäcker und Nobody dagegen et-
was ausrichten könnte. Immerhin ist die
Tradition 5000 Jahre alt, in 35 Ländern
verbreitet und wird meist und falsch mit
den heiligen Schriften Koran und Bibel
begründet. Für mich ist weibliche Geni-
talverstümmelung der größte Bürgerkrieg
aller Zeiten. Die Gesellschaft gegen die
Frauen. Mit 8000 Opfern (laut UNO) pro
Tag.

Was genau haben Sie vor? Politik, Unicef
und andere Organisationen sind in die-
ser Problematik bislang kaum weiter
gekommen.
Aber sie haben mir gezeigt, wie man es
nicht machen sollte. Man kann Menschen
anderer Kulturen nicht mit Krawatte, Bes-
serwisserei und westlicher Überheblich-
keit begegnen, sondern nur auf gleicher
Ebene, mit Respekt, Achtung und als
Partner. Und da die Verbrechen meist re-
ligiös gerechtfertigt werden, muss man
die Geistlichkeit einbinden und nicht die
Politiker. Mein Ziel war von Anfang an,
den Brauch durch den Islam zur Sünde
erklären zu lassen. Damit erreichen wir
etwa 90% der Opfer. Diese Idee wurde von
deutschen Organisationen für absurd er-
klärt. Um meine begrenzte Restlebenszeit
(Jahrgang 1935) nicht mit inkompeten-
ten Bedenkenträgern zu vertrödeln, ha-
be ich mit meiner Lebenspartnerin Annet-
te Weber kurzerhand eine eigene Organi-
sation gegründet: Target (zu deutsch:

Ziel). Sie macht uns unabhängig und re-
aktionsschnell.

Wie ist es Ihnen gelungen, Zugang zu
hohen muslimischen Theologen zu be-
kommen?
Nach der Vereinsgründung war unsere
erste Aktion, Bilder des Verbrechens zu
beschaffen. Daran bestand ein Mangel
und viele Männer glaubten, weibliche Ge-
nitalverstümmelung sei wie Männerbe-
schneidung. Sie verharmlosten die
Schändung als „Beschneidung“. Diese
Bilder haben wir unseren Ansprechpart-
nern gezeigt. Da blieb jedem, der sich als
wahrer Gläubiger sieht, keine andere
Wahl mehr, als den Brauch zu verdam-
men. Dazu kam der wertvolle Nebenef-
fekt, dass der Islam so aller Welt beweisen
kann, dass er mit seiner Kraft etwas Po-
sitives von historischer Dimension bewir-
ken kann und man ihn nicht reduzieren
kann auf Terror. Auch Christen wollen
nicht auf Kreuzzüge, Hexenverbrennung

Initiativen:

Mit „Goldenem Buch“
gegen Beschneidung
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Rüdiger Nehberg half wesentlich, das
Indianervolk der Yanomani in Brasilien vor
der Vernichtung zu retten, überquerte in

einem Tretboot den Atlantik und wanderte –
sich ausschließlich vom Wegesrand ernährend
– durch Deutschland. Sein vielleicht größtes

Abenteuer aber startete er jetzt.

POLITIK UND GESELLSCHAFT

Schleswig-Holsteins Ministerpräsident
Peter Harry Carstensen (r.) überreichte
Rüdiger Nehberg und seiner Lebens-
gefährtin Annette Weber das Bundes-
verdienstkreuz.
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und Indianerausrottung herabgesetzt
werden.
Der erste einflussreiche Geistliche war
Sultan Ali Mirah Hanfary vom Volk der
Afar in Äthiopien. Er gestattete uns, sei-
ne sämtlichen Clanführer zu einer Kon-
ferenz zusammenzurufen. Und diese
Männer entschieden als Erste, den
Brauch zur Sünde zu erklären! Das wur-
de im Stammesgesetz festgeschrieben.
Aus Dankbarkeit haben wir den Afar eine
fahrende Krankenstation geschenkt, die
seit sechs Jahren unterwegs ist und vor
allem den Frauen helfen soll. All das hat
unsere Glaubwürdigkeit un-
ter den Muslimen erhöht,
und es wurde immer leichter,
auch höher gestellte Geistli-
che in allen Ländern um ein
Gespräch zu bitten. Zur Krö-
nung unserer Arbeit wurde schließlich
die Konferenz mit der geistlichen Elite
in der Azhar-Universität zu Kairo. Ägyp-
tens Großmufti Prof. Dr. Ali Gom’a hat
für das Ereignis sogar die Schirmherr-
schaft übernommen. Außerdem zugegen

waren der Großsheikh der Azhar Prof. Dr.
Tantawi, der Großsheikh aus Qatar Prof.
al-Qaradawi oder Ägyptens Religionsmi-
nister Prof. Zakzouk. Sie erklärten den
Brauch einhellig zu einem „Verbrechen,
das gegen höchste Werte des Islam ver-
stößt“.
Diese Botschaft gilt es nun zu verbrei-
ten. Wir haben sie in ein so genanntes
Goldenes Buch geschrieben, das wir be-
wusst sehr wertvoll gestaltet haben. Es
kostet pro Stück vier Euro, soll vier Mil-
lionen mal gedruckt werden und Vorbe-
tern (Imamen) als Predigtgrundlage

dienen. Unser Schirmherr hat es als „des
Islam würdig“ bezeichnet und sogar mit
einem Vorwort geehrt. In Mauretanien
und Äthiopien hat die Verkündung be-
reits begonnen. Bald folgen die Länder
am Horn von Afrika. Unsere absolute Vi-

sion ist, die Botschaft, gemeinsam mit
dem saudischen König, auf einem gewal-
tigen Transparent auch über der Kaaba
in Mekka zu verkünden, unübersehbar
für die ganze Welt: „Weibliche Genital-
verstümmelung ist mit der Ethik des
Islam unvereinbar und größte Sünde“.

Die Bundesregierung schätzt, dass auch
in Deutschland etwa 20.000 Frauen und
Mädchen pro Jahr von Beschneidung be-
troffen sind. Werden die Bücher auch in
deutschen Moscheen ausliegen?
Das versuchen wir soeben zu veranlassen.

Jeder Imam kann ein solches
Buch bekommen.

Wie können sich Gleichge-
sinnte an Ihrer Initiative be-
teiligen?

Man kann uns als Förderer mit einem Min-
destbeitrag von nur 15 Euro pro Jahr un-
terstützen. Nähere Informationen stehen
auf unserer Website www.target-human-
rights.com. Und im Buch „Karawane der
Hoffnung“. w

„Weibliche Genitalverstümmelung ist mit der
Ethik des Islam unvereinbar und größte Sünde“
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Ein Land – drei Generationen
60 Jahre Bundesrepublik – drei Generatio-
nen von Menschen, die gearbeitet, geliebt
und gelitten haben. Um diese innere Bio-
grafiedes Landesgeht esWolfgangSchmid-
bauer. Unter dem genauen Blick des Psy-
chologen entdecken wir ein soziales Ge-
meinwesen, dem eine erstaunliche Dyna-
mik eingeschrieben ist: die traumatisierte
Kriegs- generation. Die

Achtundsechzi-
ger, sich grandios
selbst überschät-
zend. Und dann
deren Kinder, oft
ohne Chance, ein
wirklichesSelbst-
wertgefühl zu
e n t w i c k e l n .
Schmidbauerhat
ein spannendes
Psychogramm
der Bundesre-
publik verfasst.

Wolfgang Schmidbauer: Ein Land – drei
Generationen, Herder-Verlag, Freiburg
2009, 256 Seiten, ISBN
978-3-451-30125-4, € 19,95

Suchet der Stadt Bestes
Dieses Buch von Peter Hahne, im zweiten
Jahr seines Erscheinens beim Johannis
Verlag inzwischen in der 5. Auflage liefer-
bar, ist als Positionspapier zu verstehen
und als Aufruf zum politischen Engage-
ment. Das durch und durch theologisch
konzipierte, aber allgemeinverständlich
geschriebene Werk fasst sehr anschaulich
und biblisch begründet zusammen, wie
Christen ihre Verantwortung für Staat und
Gesellschaft verstehen. Theologie muss
immer auch in der jeweiligen Zeit neu for-
muliert werden und so macht Hahne hier
in seiner bekannten bilderreichen Sprache
für unsere Generation ganz neu deutlich,
was es heißt, als Staatsbür-
ger und Christ in diesem
Land seinen Glauben zu le-
ben. Höhepunkte des Buches
sind Hahnes Aussagen über
den richtigen Zusammenhang
der oft für politische Zwecke
missbrauchten Bergpredigt in
Matthäus 5 und die Nieder-
schrift seiner Predigt über Je-
remia 29, 4-14 „Suchet der

Stadt Bestes“, mit der
das Buch abschließt.
Peter Hahne: Suchet
der Stadt Bestes,
Johannis-Verlag, Lahr
2008, 160 Seiten, ISBN
978-3-501-05133-7,
€ 9,95

Die Rose von Asturien
Der neue Bestseller der Königin der histo-
rischen Romane, Iny Lorentz: Asturien im
anbrechenden Mittelalter - einst hatte Graf
Roderich einen Rivalen getötet und dessen
Tochter Maite gefangen genommen. Zwar
konnte das Mädchen damals fliehen, doch
ihr Hass auf den Grafen und seine Sippe ist
nie erloschen. Als Maite nun erfährt, dass
die Tochter dieses Grafen den Halbbruder
des Frankenkönigs
heiraten soll, ersinnt
sie einen raffinierten
Plan. Zunächst gelingt
ihre Rache, doch Mai-
te hat die Rechnung
ohnedieLiebegemacht
....
Iny Lorentz: Die Rose
von Asturien, Droemer
Knaur, München 2009,
800 Seiten, ISBN
978-3-426-66243-4, € 19,95

Preisfrage: Wo liegt Asturien? Souverän
verlost unter allen Einsendern, die mit
der richtigen Lösung aufwarten, fünf der
neuen Bücher von Iny Lorentz. Schreiben
Sie Ihre Lösung auf eine Postkarte und
schicken sie an: Souverän, Stichwort: Ro-
se von Asturien, Bundesgeschäftsstelle
der Senioren-Union, Klingelhöferstraße
8, 10785 Berlin.

Ou Topos
Utopia, von griechisch „Ou topos“ – der
Ort, den es (noch) nicht gibt, den es aber

geben müsste. Das Glück
auf der Erde zu finden ist
der Wunsch der meisten
Menschen. Aber was ein-
zelnen Menschen gelingt,
scheint für die ganze
Menschheit unerreichbar.
Alle Versuche sind ge-
scheitert – von Spartakus
über die römische Inquisi-
tion bis hin zu Kapitalis-

mus und Kommunismus. Viele
haben daher das Paradies ins
Jenseits verschoben; haben sie
die Menschen in Glück und Un-
glück allein gelassen? In seinem
Buch „Ou topos“ – gleicherma-
ßen Essay wie Autobiografie –
erweist sich Heiner Geißler
einmal mehr als brillanter Den-

ker. Gestützt auf grundsätzliche Einsichten
von Philosophie, Theologie und Geschichte
sowie auf eigene Erfahrungen, beschreibt
er die Wege und die Suche nach einer voll-
endeten Welt, erzählt, wovon er und ande-
re träumen, und schildert Chancen auf ein
glücklicheres und besseres Leben.
Heiner Geißler: Ou topos – Suche nach
dem Ort, den es geben müsste,
Kiepenheuer & Witsch, Köln 2009, 216
Seiten, ISBN 978-3-462-03683-1,

€ 18,95

Neuanfang statt
Niedergang

60 Jahre nach der Gründung der
Bundesrepublik sind die Parteien
nach wie vor tragende Säulen des
politischen Systems. Aber die Rah-
menbedingungen haben sich
enorm verändert: Mitglieder-

schwund, Vertrauensverlust und Politik-
verdrossenheit kennzeichnen die Lage zu
Beginn des 21. Jahrhunderts. Wie sehen
die Perspektiven der Parteien für die Zu-
kunft aus? Dieser Band erläutert mit Hilfe
von rund 30 Au-
toren den schlei-
chenden System-
wechsel von der
Parteien- hin zur
Mediendemokra-
tie. Die Autoren
sind Experten aus
den Bereichen po-
litische Systeme,
politische Kommu-
nikation, politische
Beratung, Mei-
nungsforschung
und Parteimanagement.
Fabian Schalt, Micha Kreitz, Fabian
Magerl, Katrin Schirrmacher, Florian
Melchert (Hrsg.): Neuanfang statt Nie-
dergang - Die Zukunft der Mitgliederpar-
teien, LIT-Verlag, Münster 2009, 520 S.,
ISBN 978-3-8258-1684-1, € 44,90

KULTUR UND UNTERHALTUNG
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